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10.  ANHANG, BEGRIFFSERKLÄRUNGEN

Quelle: Auszug Begriffsbestimmungen der Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, BMLFUW aus dem Inter-
net von der Homepage www.gruenerbericht.at unter Begriffs-
bestimmungen. Stand 2008

Begriffsbestimmungen der Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft

Abschreibung (AfA)

Die betriebswirtschaftliche Abschreibung dient der Verteilung 
des Anschaffungs- und Herstellungswertes (= Anschaffungs-
kosten ohne Umsatzsteuer, abzüglich Investitionszuschuss, zu-
züglich Geldwert der Naturallieferungen) auf die betriebswirt-
schaftliche Nutzungsdauer. Die Abschreibung wird linear be-
rechnet (AfA = Absetzung für Abnutzung).

Ackerland

Land, auf dem regelmäßig Bodenbearbeitung stattfindet und 
das im Allgemeinen einer Fruchtfolge unterliegt (inklusive Bra-
che- bzw. Stilllegungsflächen).

Ackerzahl

Siehe: Einheitswert. 

Agenda 2000

Das Aktionsprogramm „Agenda 2000“ wurde von der Europä-
ischen Kommission am 15. Juli 1997 vorgelegt. Die Agenda 
2000 behandelt alle Fragen, die sich für die Europäische Union 
zu Beginn des 21. Jahrhunderts stellen. Sie wurde im März 1999 
in Berlin beschlossen.

Agrarpreisindex

Siehe: Index.

Agrarquote

Der Begriff „Agrarquote“ umfasst zwei Definitionen. Einerseits 
wird darunter der Anteil der Berufstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft an der Gesamtheit der Berufstätigen verstan-
den, andererseits der Anteil der land- und forstwirtschaftlichen 
Wohnbevölkerung an der Gesamtheit der Bevölkerung. Die erst-
genannte Begriffsdefinition wird häufiger angewendet.

Agrarstrukturerhebung

Sie ist eine wichtige agrarstatistische Erhebung, welche in zwei- 
bis dreijährigen Abständen durchgeführt wird. Sie liefert 
 statistische Daten über die Zahl der Betriebe, die bewirtschaf-
tete Fläche, die Verteilung und Höhe der Tierbestände und die 
in den Betrieben beschäftigten Arbeitskräfte. Sie wird von der 
Statistik Austria durchgeführt. Die Daten auf Einzelbetriebsbasis 
sind auch dem EUROSTAT zu übermitteln. Die methodische 
 Koordinierung und Durchführung der Erhebung wird bei 
 EUROSTAT durchgeführt.

Die Ergebnisse werden nach folgenden Kriterien ausgewertet: 
Größenstufen, Kulturfläche, landwirtschaftliche Nutzfläche, 
 Erwerbsarten, Erschwerniskategorien und Hauptproduk-
tionsgebiete. 

AK insgesamt des Unternehmerhaushalts (AK-U)

Sind jene AK, die von Personen des Unternehmerhaushalts zur 
Erwirtschaftung des Erwerbseinkommens eingesetzt werden. 
Sie errechnen sich aus den nicht entlohnten und außerbetrieb-
lichen Arbeitszeiten von Personen des Unternehmerhaushalts. 
Die Beschäftigung einer Person in und außerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft kann maximal eine AK ergeben. Diese Kennzahl 
wird zur Berechnung des Erwerbseinkommens je AK herange-
zogen.

ALFIS

Das Allgemeine Land- und Forstwirtschaftliche Informations-
System (ALFIS) ist die agrarstatistische Datenbank des BML-
FUW. Datenorganisation und Methoden sind hauptsächlich auf 
die Bearbeitung sozioökonomischer Zeitreihendaten zuge-
schnitten.

Almen

Grünlandflächen, die wegen ihrer Höhenlage und der dadurch 
bedingten klimatischen Verhältnisse als Weiden bewirtschaftet 
werden. 

Alpenkonvention

Die Alpenkonvention ist ein internationales Übereinkommen 
zum Schutz des Naturraums und zur Förderung der nachhal-
tigen Entwicklung in den Alpen. Die Alpenstaaten (die Bundes-
republik Deutschland, die Französische Republik, die Italie-
nische Republik, die Slowenische Republik, das Fürstentum 
Liechtenstein, die Republik Österreich, die Schweizerische Eid-
genossenschaft) sowie die Europäische Union haben auf der 
Grundlage der Ergebnisse der ersten Alpenkonferenz der Um-
weltminister vom 9. bis 11. Oktober 1989 in Berchtesgaden am 
7. November 1991 das Übereinkommen zum Schutz der Alpen 
unterzeichnet. Das Übereinkommen trat nach Ratifizierung 
durch drei Unterzeichnerstaaten am 5. März 1995 in Kraft.

AMA (Agrarmarkt Austria)

Die AMA ist eine juristische Person öffentlichen Rechts gemäß 
BGBl. Nr. 376/1992, zuletzt geändert mit BGBl. Nr. 108/2001. 
Ihre wichtigsten Aufgaben sind:

• Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen (Milch, 
Fleisch, Getreide usw.) als österreichische Marktordnungs-, 
Interventions- und Zahlstelle;

• Zentrale Markt- und Preisberichterstattung;

• Maßnahmen zur Qualitätssicherung der landwirtschaftlichen 
Produkte und Förderung des Agrarmarketings;

• Abwicklung der Förderungsverwaltung, soweit sie der AMA 
übertragen wurde.

AMA-Gütesiegel

Dieses Zeichen wird von der AMA (Agrarmarkt Austria) nur für 
Produkte vergeben, die sich durch eine gehobene Qualität 
 innerhalb des Lebensmittelgesetzes auszeichnen; nicht verlangt 
werden Anbau und Erzeugung nach biologischen Kriterien. Es 
gibt verschiedene Richtlinien für verschiedene Kriterien.
Min destens 50 % der verwendeten Rohstoffe kommen aus 
 Österreich, teilweise 100 %; bei einigen Produkten wird inte-
grierter Landbau vorgeschrieben.
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AMA-Bio-Zeichen

Um dem Konsumenten den Einkauf biologisch erzeugter Le-
bensmittel zu erleichtern, wurde von der AMA-Marketing Ges-
mbH. das AMA-Biozeichen entwickelt, welches strengen Quali-
täts- und Prüfbestimmungen unterliegt, die vom Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft (BMLFUW) genehmigt sind. Gemäß den Vorgaben 
der AMA-Marketing GesmbH. kann das AMA-Biozeichen jenen 
Lebensmitteln verliehen werden, die den Richtlinien des Öster-
reichischen Lebensmittelbuches, 3. Auflage, Kapitel A 8 und der 
VO(EG) Nr. 2092/91 i. d. g. F. entsprechen.

AMS (Aggregiertes Maß der Stützung)

Das aggregierte Maß der Stützung misst die Marktpreisstützung 
bezogen auf den Weltmarktpreis und die durch die Regierung 
gewährten Subventionen abzüglich der Belastungen, die sich 
auf die Produktion der Agrarprodukte und die Produktionsmittel 
beziehen.

Amsterdamer Vertrag

Der Amsterdamer Vertrag ist nach der Einheitlichen Europäi-
schen Akte (EEA) und dem Maastrichter Vertrag die dritte um-
fassende Reform der europäischen Gemeinschaftsverträge. 
Nach der Ratifizierung durch alle 15 Mitgliedstaaten ist der Ver-
trag am 1. Mai 1999 in Kraft getreten. Der Vertrag gliedert sich 
in drei Teile. Die wichtigsten Bestimmungen sind: 

•  Ausweitung der Handlungsfelder der Europäischen Union 
(erste Säule der EU) gegenüber der dritten Säule der EU (Zu-
sammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres) sowie des sog. 
Schengen-Besitzstandes (Schengener Abkommen).

•  Einrichtung eines Beschäftigungsausschusses, der zur Er-
reichung eines hohen Beschäftigungsniveaus die Koopera-
tion und den Informationsaustausch zwischen den Mitglied-
staaten verbessern soll.

•  Einbeziehung des Abkommens über Sozialpolitik (aufgrund 
fehlender Zustimmung Großbritanniens lediglich ein Zusatz-
protokoll des Maastrichter Vertrages) in den Vertragstext. 
Einführung der qualifizierten Mehrheitsentscheidung und des 
Mitentscheidungsverfahrens in einigen Bereichen der Sozial-
politik.

•  Ausbau der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP). Die Außenvertretung der Union soll nunmehr durch 
eine Troika aus der jeweiligen Ratspräsidentschaft, einem 
Vertreter der Europäischen Kommission und dem General-
sekretär des Rates der Europäischen Union (Ministerrat) als 
Hoher Vertreter der GASP erfolgen. Verstärkung der instituti-
onellen Beziehungen zwischen der EU und der Westeuropäi-
schen Union (WEU). Festschreibung der Nutzungsmöglich-
keit der operativen Kapazitäten der WEU durch die EU
(z. B. für humanitäre Einsätze, friedenserhaltende Aufgaben, 
Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich frie-
densschaffender Maßnahmen).

•  Stärkung der Position des Präsidenten der Europäischen 
Kommission durch dessen Beteiligung an der Auswahl der 
Kommissare. Begrenzung der Zahl der Kommissare auf 20.

•  Die Zuständigkeitsbereiche für den Europäischen Gerichts-
hof (EuGH), den Ausschuss der Regionen (AdR) und den 
Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) werden ausge-
dehnt.

•  Flexibilisierung der Integration, um mögliche Blockaden 
durch integrationshemmende Mitgliedstaaten zu vermeiden. 
Einführung einer Generalklausel mit den Bedingungen einer 
engen Zusammenarbeit.

Anlagevermögen

Vermögensgegenstände, die dem land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieb auf Dauer dienen und wiederholt genutzt werden 
können. Eigentum an Grund und Boden wird in Abhängigkeit 
vom Hektarsatz bewertet. Die Bewertung von stehendem Holz 
erfolgt nach den Bewertungstabellen von Prof. Sagl (BOKU), 
wobei eine Anpassung in mehrjährigen Abständen erfolgt. 
Ebenso zählen dazu die immateriellen Vermögensgegenstände.

Die Werte der zugepachteten Flächen und des Wohnhauses 
sind ab 2003 im Anlagevermögen des Betriebes nicht enthal-
ten.

Anteil Ist- an Soll-Einkünften

Gibt an, zu welchem Prozentsatz die erzielten Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft (Ist-Einkünfte) die nach dem tatsäch-
lichen Arbeits- und Eigenkapitaleinsatz des Unternehmerhaus-
halts kalkulierten Einkünfte (Soll-Einkünfte) abdecken.

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft  
x 100

              Lohnansatz + Zinsansatz 

Antragsteller (Definition laut INVEKOS)

Antragsteller sind natürliche und juristische Personen, Ehe-
gemeinschaften sowie Personenvereinigungen, die einen land-
wirtschaftlichen Betrieb im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung bewirtschaften.

Arbeitskrafteinheit (AK) bzw. Jahresarbeitseinheit
(EUROSTAT)

1,0 AK entspricht einer Person, deren Erwerbsfähigkeit nicht 
gemindert ist und die mindestens 270 Tage zu je acht Stunden 
im Jahr arbeitet. Eine Person wird auch bei mehr als
270 Arbeitstagen nur als 1,0 AK gerechnet. Bei Arbeitskräften, 
welche nicht voll leistungsfähig sind, erfolgt eine Reduktion. Bei 
mindestens 270 Arbeitstagen gilt in Abhängigkeit vom Alter der 
Arbeitskräfte:

bis 15 Jahre 0,0 AK
15 bis 18 Jahre 0,7 AK
18 bis 65 Jahre 1,0 AK
65 bis 70 Jahre 0,7 AK

ab 70 Jahre 0,3 AK

Eine Reduktion erfolgt nicht für den (die) Betriebsleiter/in. Eine 
geminderte Erwerbsfähigkeit wird entsprechend der einge-
schränkten Leistungsfähigkeit individuell berücksichtigt. Bei 
weniger als 270 Arbeitstagen werden die AK den Arbeitstagen 
entsprechend berechnet. Statt Arbeitskrafteinheit wird in den 
EU-Statistiken der Begriff Jahresarbeitseinheit (JAE) verwendet. 

Arbeitslosenquote

Nach der österreichischen Definition wird diese folgendermaßen 
definiert: 

Arbeitslose in Prozent des Arbeitskräftepotenzials.

Arbeitsproduktivität

Siehe: Partielle Produktivität 

Arbeitsverdienst

Verdienst für die Arbeitsleistung der nicht entlohnten Arbeits-
kräfte; errechnet sich aus den Einkünften aus Land- und Forst-
wirtschaft abzüglich 3,5 % Zinsansatz des betrieblichen Eigen-
kapitals. 
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Aufwand

Der Aufwand des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes be-
steht aus:
•  Sachaufwand
•  Abschreibung (AfA)
•  Personalaufwand
•  Fremdkapitalzinsen
•  Pacht- und Mietaufwand
•  sonstigem Aufwand
•  geleisteter Umsatzsteuer (Vorsteuer)
•  abzüglich interner Aufwand

Aufwendungen für das Wohnhaus zählen nicht zum Aufwand.

Aufwandsrate

Diese Kennzahl gibt an, welcher Anteil des Ertrages auf den 
Aufwand entfällt.

Aufwand 
x 100

  Ertrag 

Ausfuhr(Export)erstattung

Als solche gelten jene Ausfuhrsubventionen der EU, die im Rah-
men der landwirtschaftlichen Marktordnungen den Exporteuren 
von Agrarprodukten aus Mitteln des EAGFL gewährt werden, 
wenn innerhalb der EU und zu einem höheren als dem Welt-
marktpreis erzeugte Agrarprodukte an Drittstaaten ausgeführt 
werden (siehe: Exporterstattungen).

Ausgleichszulage (AZ)

Jährliche Beihilfe zum Ausgleich der ständigen natürlichen 
Nachteile (gemäß Artikel 37 der VO 1698/2005), welche die Mit-
gliedstaaten für die ausgeübten landwirtschaftlichen Tätigkeiten 
in jenen Regionen gewähren können, die im Gemeinschaftsver-
zeichnis der benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete ange-
führt sind (siehe: Benachteiligte Gebiete). Die Gewährung dieser 
Zulage darf nur in den Grenzen und unter den Bedingungen des 
Artikels 37 der VO 1698/2005 erfolgen. Die AZ dient der Abgel-
tung von natürlichen, topografischen und klimatischen Nachtei-
len.

Ausschuss der Regionen (AdR)

Der Ausschuss der Regionen (AdR) ist eine kraft des Maastrich-
ter Vertrages geschaffene Institution zur Vertretung der Interes-
sen der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in der 
EU. Der AdR besteht aus 344 Mitgliedern der 27 EU-Staaten (je 
24 aus Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien, 21 
aus Spanien und Polen, 15 aus Rumänien, je zwölf aus Belgien, 
Bulgarien, der Tschechischen Republik, Griechenland, Ungarn, 
den Niederlanden, Österreich, Portugal und Schweden, je neun 
aus Dänemark, Finnland, Irland, der Slowakei und Litauen, je 
sieben aus Estland, Lettland und Slowenien, je sechs aus 
 Zypern und Luxemburg, fünf aus Malta), die auf Vorschlag der 
jeweiligen nationalen Regierung vom Rat der Europäischen 
Union (Ministerrat) für einen Zeitraum von vier Jahren ernannt 
werden.

Außerbetriebliche AK (aAK)

Sie errechnen sich aus den Arbeitszeiten der Personen des Un-
ternehmerhaushalts außerhalb der Land- und Forstwirtschaft. 

Basiseinheit

Die LGR/FGR beruhen auf dem Konzept des Wirtschafts-
bereichs (➞) und verwenden daher die örtliche fachliche
Einheit (➞) als Basiseinheit für die Beschreibung des Produk-
tionsprozesses in der Land- und Forstwirtschaft. Dabei gehen 
die LGR/FGR davon aus, dass der land- und forstwirtschaftliche 
Betrieb, der gegenwärtig bei agrarstatistischen Erhebungen als 
Erhebungseinheit zugrunde gelegt wird, für die Wirtschafts-
bereiche Land- und Forstwirtschaft die am besten geeignete 
örtliche fachliche Einheit darstellt (wenngleich diese beiden 
Wirtschaftsbereiche auch bestimmte andere Einheiten wie 
 Winzergenossenschaften und Einheiten, die Lohnarbeiten ver-
richten, umfassen).

Bauern- Sozialversicherungsgesetz (BSVG)

Nach dem BSVG ist der Einheitswert maßgebend für die Bei-
tragspflicht und Beitragshöhe zur Unfallversicherung, Kranken-
versicherung, Betriebs hilfe(gesetz) und Pensionsversicherung.

Beihilfenfähige Fläche

Im Rahmen der Kulturpflanzenflächenzählung sind das Flächen, 
die am 31. Dezember 1991 weder als Dauerweiden, Dauerkul-
turen oder Wälder genutzt wurden, noch nicht landwirtschaft-
lichen Zwecken dienten.

Beiträge an die Sozialversicherung der Bauern

Sie umfassen die Beiträge für die Pensionsversicherung, Kran-
kenversicherung, bäuerliche Unfallversicherung und die Be-
triebshilfe. Wird als eigene Position außerhalb des Privatver-
brauches dargestellt.

Benachteiligte Gebiete

In diesen Gebieten gibt es ständige natürliche Nachteile, die 
verhindern, dass die dort ansässigen Bäuerinnen und Bauern 
ein angemessenes Einkommen aus ihrer Produktion erzielen, 
das demjenigen vergleichbarer Betriebe in anderen Gebieten 
entspricht. In einem Gemeinschaftsverzeichnis sind alle Ge-
meinden oder Gemeindeteile (Katastralgemeinden), welche auf 
Kommissions- und Rats beschluss in das benachteiligte Gebiet 
aufzunehmen sind,  namentlich aufgelistet. Diese umfassen 
gemäß der VO 1257/99 Berggebiete (Artikel 18), Sonstige be-
nachteiligte Gebiete  (Artikel19) und Kleine Gebiete (Artikel 20). 
Die Abgrenzung erfolgt gebietsspezifisch, im Normalfall nach 
der politischen Gemeinde. Im Berggebiet liegen Gemeinden mit 
einer Höhenlage von mindestens 700 Meter sowie Gemeinden 
mit einer Höhenlage zwischen 500 und 700 Meter Seehöhe, 
wenn die Hangneigung 15 % beträgt. Liegt eine Gemeinde 
unter 500 Höhenmeter, so muss die Hangneigung 20 % betra-
gen, damit sie zum Berggebiet gezählt werden kann. Der Rat 
der EU hat 69,4 % der LF Österreichs als benachteiligte land-
wirtschaftliche Gebiete anerkannt.

Bergbauernbetrieb

Unter einem Bergbauernbetrieb wird ein landwirtschaftlicher 
Betrieb verstanden, dessen natürliche und wirtschaftliche Pro-
duktionsbedingungen durch ungünstige Gelände- und Klima-
verhältnisse und ungünstige Verkehrsbedingungen sowohl in 
ihrer Summe als auch durch die Ungunst einzelner dieser Merk-
malsgruppen derart erschwert werden, dass eine wenig oder 
einseitige, unelastische Wirtschaftsweise mit all ihren Nachtei-
len erzwungen wird.
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Berghöfekataster (BHK)

Der im Jahre 2001 erstmals zur Anwendung gebrachte Berg-
höfekataster bietet im Vergleich zur früheren Einteilung der 
Bergbauernbetriebe in vier Erschwerniskategorien/-zonen (1974 
bis 2000) eine genauere Beurteilung der auf den einzelnen Berg-
bauernbetrieb einwirkenden natürlichen und wirtschaftlichen 
Erschwernisse. Die Beurteilung erfolgt anhand eines Bündels 
von Erschwerniskriterien, die in drei Hauptkriterien, nämlich die 
„Innere Verkehrslage“, die „Äußere Verkehrslage“ und die 
„Klima- und Bodenverhältnisse“, zusammengefasst sind. Jedes 
einzelne Kriterium ist nach einem österreichweit erarbeiteten 
Schema (theoretisches Punktemaximum: 570 BHK-Punkte) be-
wertet. Die Summe der Punkte der Einzelkriterien ergibt den 
BHK-Punktewert des Betriebes. Der Betrag der Ausgleichs-
zulage hängt u. a. von der Höhe des BHK-Punktewertes des 
Betriebes ab. Erschwerniskategorien/-zonen und BHK-Punkte-
gruppen sind nicht unmittelbar vergleichbar, da in der seiner-
zeitigen Erschwernisbeurteilung (bis 2000) praktisch nur das 
Kriterium „Hangneigung“ und dieses wieder nur nach einer 
Grenze (kleiner und größer 25 % Hangneigung) bewertet wurde, 
im BHK jedoch viele Kriterien beurteilt und im BHK-Punktewert 
des Betriebes zusammengeführt werden. 

Bergmähder

Grünlandflächen oberhalb der ständigen Siedlungsgrenze, die 
höchstens einmal im Jahr gemäht werden.

Besatzvermögen

Es errechnet sich aus dem Gesamtvermögen (Aktiva) abzüglich 
des Werts für Grund und Boden, Weidenutzungs- und Holzbe-
zugsrechten sowie stehendem Holz.

Betrieb

Eine technisch-wirtschaftliche Einheit mit einer einheitlichen 
Betriebsführung, die land- und forstwirtschaftliche Produkte er-
zeugt und/oder Nutztierhaltung betreibt. Der Betrieb kann zu-
sätzlich auch andere (nicht landwirtschaftliche) Erzeugnisse und 
Dienstleistungen hervorbringen.

Betriebliche AK (bAK)

Sie umfassen die entlohnten und nicht entlohnten Arbeitskräfte 
im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb. Die nicht entlohnten 
Arbeitskräfte sind überwiegend Familienangehörige. Betrieb-
liche Arbeitskraft (bAK) = nicht entlohnte Arbeitskraft (nAK) + 
entlohnte Arbeitskraft (eAK).

Betriebsformen

Die Betriebsform kennzeichnet die wirtschaftliche Ausrichtung 
eines Betriebes, d. h. seinen Produktionsschwerpunkt und 
damit auch seinen Spezialisierungsgrad. Sie wird nach dem An-
teil des Standarddeckungsbeitrages einer Produktionsrichtung 
am Gesamtstandarddeckungsbeitrag des Betriebes bestimmt.

Betriebsinhaber (Definition laut INVEKOS)

Ein Betriebsinhaber ist der einzelne landwirtschaftliche Erzeu-
ger (= Bewirtschafter), dessen Betrieb sich im Gebiet der Ge-
meinschaft (EU) befindet, gleich ob natürliche oder juristische 
Person oder eine Vereinigung natürlicher oder juristischer Per-
sonen und unabhängig davon, welchen rechtlichen Status die 
Vereinigung und ihre Mitglieder aufgrund der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften haben.

Betriebsverbesserungsplan

Im Rahmen der Effizienzverordnung (VO 950/97) ist bei Investiti-
onen in den landwirtschaftlichen Betrieb ein Betriebsverbesse-
rungsplan vorzulegen. Er dient dazu, einen Vergleich zwischen 
derzeitigem Ist-Zustand und zukünftigem Soll-Zustand nach der 
Durchführung der Investitionen darzustellen.

Betriebszahl

Siehe: Einheitswert 

Bewässerbare Fläche

Fläche, die im Bezugsjahr erforderlichenfalls mit den normaler-
weise im Betrieb verfügbaren technischen Einrichtungen und 
der normalerweise verfügbaren Wassermenge höchstens be-
wässert werden könnte. Die gesamte bewässerbare Fläche 
kann von der Summe der mit Bewässerungseinrichtungen aus-
gestatteten Flächen abweichen, da einerseits diese Einrich-
tungen mobil sein und infolgedessen im Verlauf einer Vege-
tationsperiode auf mehreren Feldern eingesetzt werden können, 
und andererseits die Kapazität durch die verfügbare Wasser-
menge und durch den Zeitraum beschränkt sein kann.

Bewässerte Fläche

Fläche der Kulturen, die im Zeitraum des Wirtschaftsjahres vom 
1. Dezember 2004 bis 30. November 2005 tatsächlich min-
destens einmal bewässert worden ist. Nicht einzubeziehen 
waren Kulturen unter Glas sowie Haus- und Nutzgärten, die fast 
immer bewässert werden. Wenn auf einem Feld im Verlauf der 
Vegetationsperiode mehrere Kulturen angebaut wurden, so war 
die Fläche nur einmal anzugeben.

Biodiversität

Siehe: Biologische Vielfalt. 

Biogütezeichen

Biogütezeichen ist die Vergabe des Zeichens gemäß Güte-
zeichenverordnung 273/1942. Grundsätzlich müssen für das 
Biogütezeichen die lebensmittelrechtlichen Vorschriften – ins-
besondere der Codex-Kapitel A8 und die (EWG)-VO 2092/91 – 
erfüllt werden. Im Allgemeinen bestätigt ein Gütezeichen im 
 Gegensatz zu einer Marke, dass bestimmte Erzeugungsregeln 
garantiert eingehalten werden, was eine dementsprechende 
Kontrolle inkludiert (vergleiche auch: Markenartikel).

Biologische Vielfalt

Biologische Vielfalt wird auch als Biodiversität oder Artenvielfalt 
bezeichnet. Biologische Vielfalt ist die Variabilität unter leben-
den Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem 
Land-, Meeres- und sonstige aquatische Ökosysteme und die 
ökologischen Komplexe, zu denen sie gehören. Das umfasst 
die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und die 
Vielfalt der Ökosysteme.

Biologischer Landbau

Der biologische Landbau wird durch die VO (EWG) Nr. 2092/91 
des Rates über den ökologischen Landbau und die entspre-
chende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
und Lebensmittel geregelt. Das Grundprinzip ist die Kreislauf-
wirtschaft:

•  geschlossener Stoffkreislauf,
•  Verzicht auf chemisch-synthetische Hilfsmittel (leicht lösliche 

Mineraldünger, Pflanzenschutzmittel),
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•  Erhaltung einer dauerhaften Bodenfruchtbarkeit, sorgsame 
Humuswirtschaft,

•  Schonung nicht erneuerbarer Ressourcen,
•  artgerechte Viehhaltung,
•  aufgelockerte Fruchtfolgen,
•  Leguminosenanbau,
•  schonende Bodenbearbeitung.

Bodenklimazahl

Siehe: Einheitswert 

Bruttoinvestitionen
in bauliche Anlagen, Maschinen und Geräte

Umfassen die Investitionen im land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb für Grundverbesserungen, Gebäude sowie für Maschi-
nen und Geräte. Eigenleistungen werden nicht eingerechnet.

Bruttoinvestitionen in das Anlagevermögen

Umfassen die Investitionen im land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb für Grund und Boden, Grundverbesserungen, bauliche 
Anlagen, Dauerkulturen, stehendes Holz, Maschinen und Ge-
räte sowie immaterielle Vermögensgegenstände. Eigen-
leistungen werden nicht eingerechnet.

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) misst die im Inland erbrachte 
wirtschaftliche Leistung, das ist der Geldwert aller im Inland 
produzierten Waren und Dienstleistungen abzüglich der von an-
deren Sektoren zugekauften Leistungen (Vorleistungen). Einige 
Begriffe:

• Beitrag der Land- und Forstwirtschaft zum Bruttoinlandspro-
dukt: Dieser wird ermittelt, indem vom Wert der Endproduk-
tion die Vorleistungen abgezogen werden. Für die Berech-
nung der Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen werden die 
Produkte und Produktionsmittel zu Preisen frei Hof bewertet. 
Werden dem Bruttoinlandsprodukt etwaige Subventionen 
zugezählt und indirekte Steuern abgezogen, ergibt sich die 
Wertschöpfung zu Faktorkosten.

• Imputierte Bankdienstleistungen: Gegenwert des Nettoer-
trages der Banken aus dem Zinsengeschäft (Zinserträge 
minus Zinsaufwendungen). Sie stellen einen Kostenbestand-
teil der einzelnen Wirtschaftszweige dar (Nettoentgelte für 
die Bankdienstleistungen) und müssten als solche eigentlich 
deren Vorleistungen erhöhen (und daher die Wertschöpfung 
vermindern). Mangels sinnvoller Zurechnungsmöglichkeit auf 
die einzelnen Wirtschaftszweige werden die imputierten 
Bankdienstleistungen global in Abzug gebracht („Negativ-
buchung“).

• Vermögensverwaltung: umfasst Geld- und Kreditwesen, Ver-
sicherungen, Realitäten usw.

• Sonstige Produzenten: umfasst öffentliche, private und 
häusliche Dienste.

• Sonstige Dienste: umfasst alle Dienstleistungen, die nicht 
Handel, Verkehr, Vermögensverwaltung oder öffentlicher 
Dienst sind, wie z. B. Wäschereien, Reinigung, Theater usw.

BSE (Bovine Spongiforme Encephalopathie)

Die BSE („Rinderwahnsinn“) ist eine langsam fortschreitende 
und immer tödlich endende neurologische Erkrankung
(z. B. Bewegungsanomalien und Verhaltensstörungen) von Rin-
dern. Die Übertragung dieser Krankheit erfolgt über Tierkörper-
mehle von scrapieinfizierten Schafen und Rindern. Die Krank-
heit hat eine sehr lange Inkubationszeit.

BST (Bovines Somatotropin)

Das Bovine-Somatotropin (BST) – auch als Rinderwachstums-
hormon bezeichnet – ist ein Peptidhormon aus rund 190 Amino-
säuren. Es ist eine lebensnotwendige Substanz, die in der 
 Hypophyse erzeugt wird und beim Rind seine maximale biolo-
gische Wirksamkeit besitzt (bei Mensch und Schwein unwirk-
sam), weil seine Struktur speziesabhängig ist. Obwohl vielfältige 
Wirkungsweisen bekannt sind, stehen der Einfluss auf das 
Wachstum und die Milchleistung im Mittelpunkt des Interesses. 
Die großtechnische Produktion erfolgt durch genetisch verän-
derte Bakterien. 

Cairns-Gruppe

Die Cairns-Gruppe ist eine informelle und lose Vereinigung von 
Agrarexportländern unter der Führung Australiens. Ziel der 
Cairns-Gruppe ist die Liberalisierung des internationalen Agrar-
handels. Dabei steht die Reduzierung von Exportsubventionen 
im Vordergrund. Die Länder der Cairns-Gruppe liefern ein Fünf-
tel aller Agrarexporte der Welt. Folgende Länder sind Mitglied: 
Argentinien, Australien, Brasilien, Chile, die Fidschi-Inseln, 
 Indonesien, Kanada, Kolumbien, Malaysia, Neuseeland, Para-
guay, die Philippinen, Südafrika, Thailand und Uruguay.

COmité des Représentants PERmanents oder ASTV, Aus-
schuss der Ständigen Vertreter (COREPER)

In den Sitzungen des COREPERs werden die Ministerräte auf 
Beamtenebene vorbereitet.
•  COREPER I: Dieses Gremium ist zuständig für folgende 

Räte:
1.  Rat Landwirtschaft und Fischerei nur Bereiche, Veterinär 

und Betriebsmittel, die restlichen Agenden des Rates 
Landwirtschaft werden im SAL gemacht,

2.  Rat Umwelt,
3.  Rat Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Konsu-

mentenschutz,
4.  Rat Wettbewerb (Binnenmarkt, Industrie und Forschung),
5.  Rat Verkehr, Telekommunikation und Energie,
6.  Rat Bildung, Jugend und Kultur

•  COREPER II: Dieses Gremium ist zuständig für folgende 
Räte:
1.  Rat Wirtschaft und Finanzen,
2.  Rat Justiz und Inneres,
3.  Rat Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen

CSE (Consumer Support Estimate)

Das Verbraucher-Subventions-Äquivalent ist definiert als jener 
Betrag, der den Verbrauchern zugute kommen müsste, um sie 
beim Wegfall von Agrarstützungsmaßnahmen zu entschädigen. 
Die Verbraucherstützung enthält die staatlichen Ausgaben zur 
Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher Produkte abzüg-
lich der Marktpreisstützung (siehe: PSE) ihrer im Inland ver-
brauchten Mengen.

Cross Compliance

Einhaltung der gesetzlichen Standards Bezug nehmend auf 
Umwelt, Lebensmittelsicherheit und Tierschutz. 

Dauergrünland

Umfasst ein- und mehrmähdige Wiesen, Kulturweiden, Hut-
weiden, Streuwiesen, Almen und Bergmähder sowie GLÖZ- 
Flächen.

Dauerkulturen

Obstanlagen, Weingärten, Reb- und Baumschulen sowie Forst-
baumschulen.
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DGVE (Dunggroßvieheinheit)

Mit Hilfe der Dunggroßvieheinheit soll ein grobes Abschätzen 
des zu erwartenden Düngeranfalls ermöglicht werden. Sie be-
zieht sich auf den Anfall von Ausscheidungen (Exkremente) ver-
schiedener Tierarten und die darin enthaltenen Nährstoffmen-
gen. Mit den DGVE wird ein Verhältnis zwischen Viehbestand 
und Fläche in Bezug auf die Bewilligungspflicht gemäß Wasser-
rechtsgesetz (WRG) hergestellt. In der Texttabelle „Verschie-
dene Umrechnungsschlüssel für landwirtschaftliche Nutztiere“ 
ist angegeben, wie viel DGVE den einzelnen Tierkategorien ent-
sprechen. Die Ausbringungsmenge von wirtschaftseigenem 
Dünger auf landwirtschaftliche Flächen, welche 3,5 DGVE/ha/
Jahr übersteigt, ist nach dem WRG genehmigungspflichtig. Ein 
DGVE entspricht 70 kg Reinstickstoff.

EAGFL

Siehe: Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 

EGE (Europäische Größeneinheit)

Die Europäische Größeneinheit (EGE) ist ein Maßstab für die 
wirtschaftliche Betriebsgröße. Sie entspricht der Summe der 
Standarddeckungsbeiträge. Ein EGE macht derzeit 1200 Euro 
landwirtschaftlicher SDB aus. Findet Verwendung im Rahmen 
des INLB. 

Eigenkapital

Sind die in der Bilanz ausgewiesenen Mittel, die für die Finan-
zierung des Gesamtvermögens von dem (den) Eigentümer(n) 
zur Verfügung gestellt werden.

Eigenkapitalquote 

Diese Kennzahl gibt an, wie hoch der Anteil des Eigenkapitals 
am Gesamtkapital ist.

   Eigenkapital    
x 100

Gesamtkapital 

Eigenkapitalrentabilität

Kennzahl für die Verzinsung des im Unternehmen eingesetzten 
Eigenkapitals.

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaf – Lohnsatz   
x 100

                                Eigenkapital 

Eigenkapitalveränderung des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes

Errechnet sich als Differenz zwischen dem Eigenkapital am Jah-
resende und am Jahresbeginn.

Einheitliche Betriebsprämie (EBP)

Entkoppelte Direktzahlung an den Betriebsinhaber. Sie ergibt 
sich aus der Anzahl der Zahlungsansprüche, die im jeweiligen 
Antragsjahr mit Hilfe der beihilfefähigen Flächen des Betriebes 
genutzt werden.

Einheitswert

Theoretische Definition: Der Einheitswert repräsentiert einen Er-
tragswert, der dem 18-fachen Reinertrag eines Betriebes mit 
entlohnten fremden Arbeitskräften bei ortsüblicher und nach-
haltiger Bewirtschaftung entspricht. Außerdem wird unterstellt, 
dass der Betrieb ausgedinge-, pacht- und schuldenfrei ist.

Praktische Definition: Der Einheitswert eines landwirtschaft-
lichen Betriebes ist ein standardisierter Ertragswert in Geldein-
heiten (Euro), der die 

•  natürlichen Ertragsbedingungen (Bodenschätzung, Wasser-
verhältnisse, Geländeneigung und Klima) und 

•  die wirtschaftlichen Ertragsbedingungen (äußere und innere 
Verkehrslage, Betriebsgröße) widerspiegelt.

Teilkomponenten des Einheitswertes:

•  Bodenklimazahl (BKZ): Sie ist eine Wertzahl (zwischen 1 und 
100), die anhand objektiver Kriterien (Bodenschätzung, Was-
serverhältnisse, Geländeneigung und Klima) die natürliche 
Ertragsfähigkeit eines Betriebes im Vergleich zum ertragsfä-
higsten Standort wiedergibt. Berechnung der Bodenklima-
zahl (BKZ): Acker(Grünland)zahl x Fläche in Ar = Ertragsmess-
zahl. Die Summe der Ertragsmesszahlen aller Flächen, ge-
teilt durch die Gesamtfläche in Ar, ergibt die Bodenklimazahl 
des Betriebes.

•  Die Ackerzahl oder Grünlandzahl (AZ, GLZ) ist die Wertzahl 
eines landwirtschaftlichen Grundstückes (zwischen 1 und 
100), die aufgrund der Bodenschätzung einen objektiven 
Maßstab für die natürlichen Ertragsbedingungen eines 
Standortes im Vergleich zum besten Standort in Österreich 
(100er-Böden) repräsentiert. Berücksichtigt werden: Boden-
art, Wasserverhältnisse, Geländeneigung, Besonderheiten 
wie Bodentypen und klimatische Verhältnisse.

•  Die Ertragsmesszahl (EMZ) ist die die natürlichen Ertragsbe-
dingungen wiedergebende Ackerzahl oder Grünlandzahl 
multipliziert mit der jeweiligen Fläche des Grundstückes. Sie 
ist grundstücksbezogen und dient so wie die Bodenklima-
zahl und die Betriebszahl zur Feststellung des Einheits-
wertes.

•  Betriebszahl (BZ): Sie ist eine Wertzahl (zwischen 1 und 100), 
die die natürlichen und wirtschaftlichen Ertragsbedingungen 
eines landwirtschaftlichen Betriebes als objektives Maß im 
Vergleich zu einem ideellen ertragsfähigen Hauptvergleichs-
betrieb mit der Betriebszahl 100 wiedergibt. Sie errechnet 
sich aus der Bodenklimazahl, die mit Zu- und Abschlägen 
für die wirtschaftlichen Ertragsbedingungen (äußere und 
 innere Verkehrslage, Betriebsgröße) versehen wird.

Berechnung des Einheitswertes:

Der landwirtschaftliche Einheitswert errechnet sich aus Hektar-
höchstsatz multipliziert mit einem Hundertstel der Betriebszahl 
und multipliziert mit der Fläche des Betriebes. Der Hektarhöchst-
satz (Hektarsatz für die Betriebszahl 100) entspricht ungefähr 
dem 18-fachen Reinertrag für ein Hektar bester Ertragslage und 
beträgt für landwirtschaftliches Vermögen 2289,1943 Euro und 
für Weinbauvermögen 8.357,3759 Euro. Sie werden alle neun 
Jahre zeitgleich mit der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
festgesetzt. Die Hauptfeststellung land- und forstwirtschaft-
licher Einheitswerte im Jahre 2001 ist unterblieben. Gesetzes-
technisch wurde dies dadurch bewirkt, dass nach dem neuen
§ 20 b Bewertungsgesetz die Hauptfeststellung als durchgeführt 
gilt und die bisherigen Einheitswerte weiter gelten. Der Einheits-
wert hat für viele steuerliche, sozialversicherungsrechtliche und 
sonstige Abgaben eine nach wie vor wichtige Bedeutung.
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Steuerliche Anknüpfung:

•  Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
•  Einkommensteuer, Pauschalierung der landwirtschaftlichen 

Betriebe, Buchführungspflicht
•  Beitrag von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zum 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen (FLAG)
•  Beitrag zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung
•  Grundsteuer (Hebesatz dzt. 500 % des Messbetrages)
•  Erbschafts- und Schenkungssteuer
•  Stempel- und Rechtsgebühren
•  Grunderwerbsteuer
•  Umgründungssteuergesetz.

Sozialversicherungsrechtliche Bedeutung:

•  Nach dem Bauernsozialversicherungsgesetz (BSVG) ist der 
Einheitswert maßgebend für die Beitragspflicht und Höhe 
der Beiträge (gilt für Unfallversicherung, Krankenversiche-
rung, Betriebshilfegesetz, Pensionsversicherung)

•  Ausgleichszulage (ASVG, GSVG)
•  Arbeitslosenversicherung (Notstandshilfe)
•  Kriegsopferversorgungsgesetz.

Sonstige Anbindungen:

•  Landwirtschaftliche Kammerumlage
•  Neuer Berghöfekataster (Ergebnisse der Bodenschätzung)
•  Kirchenbeitrag
•  Studienbeihilfe
•  Diverse Förderungen und Transferzahlungen für die Land-

wirtschaft.

Einkommensindikatoren

EUROSTAT weist für den landwirtschaftlichen Wirtschafts-
bereich folgende drei Einkommensindikatoren aus:

•  Indikator A: Index des realen Faktoreinkommens in der Land-
wirtschaft je Jahresarbeitseinheit

•  Indikator B: Index des realen landwirtschaftlichen Netto-
unternehmensgewinns je nicht entlohnter Jahresarbeits-
einheit

•  Indikator C: Landwirtschaftlicher Nettounternehmensgewinn

Die Deflationierung der nominalen Angaben erfolgt mit dem im-
pliziten Preisindex des Bruttoinlandsprodukts.

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

Sie stellen das Entgelt für die im land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb geleistete Arbeit der nicht entlohnten Arbeitskräfte, für 
die unternehmerische Tätigkeit und für den Einsatz des Eigen-
kapitals dar. Sie werden berechnet, indem vom Ertrag der Auf-
wand abgezogen wird. Durch die Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft sind noch die Beiträge zur gesetzlichen Sozial-
versicherung und die Einkommensteuer abzudecken.

EK (Europäische Kommission)

Die Europäische Kommission ist das ausführende Organ der 
EU. Sie hat ihren Hauptsitz in Brüssel. Zu den Aufgaben der 
Kommission gehören:

•  Erarbeitung von Gesetzesvorschlägen an den Rat der EU,
•  Durchführung der Ratsbeschlüsse,
•  Rechtssetzung mittels Verordnungen (VO),
•  Verwaltung der Fonds und Programme.

Die Arbeit der EK wird mit von den Regierungen der Mitglied-
staaten ernannten Kommissaren wahrgenommen, denen ein in 
Generaldirektionen (GD) untergliederter Verwaltungsapparat zur 
Verfügung steht.

Endproduktion der Land- und Forstwirtschaft

Die Endproduktion (Ertrag, Brutto-Produktion) der Land- und 
Forstwirtschaft ergibt sich aus der Gesamtproduktion nach 
Abzug des Verbrauches landwirtschaftlicher Produkte innerhalb 
der Landwirtschaft (Futterverbrauch), der innerlandwirtschaft-
lichen Umsätze an Saatgut, Futtermitteln, Zuchtvieh, Holz für 
Betriebszwecke u. a. sowie des Schwundes. Die Endproduktion 
der Land- und Forstwirtschaft umfasst somit die Marktleistung 
einschließlich der Exporte, den Eigenverbrauch der landwirt-
schaftlichen Haushalte sowie Bestandes- und Lagerände-
rungen.

Energieholzflächen

Flächen, die zum Zweck der Energieholzgewinnung mit schnell 
wachsenden Baumarten wie Pappeln, Weiden, Erlen, Birken, 
Robinien u. dgl. bepflanzt waren. Diese können in kurzen Zeit-
abständen (10 bis 15 Jahre) geerntet, gehackt und zur Energie-
gewinnung verbrannt werden.

Entlohnte AK (eAK)

Sie errechnen sich aus den Arbeitszeiten der entlohnten Ar-
beitskräfte, die im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb tätig 
sind.

ERP-Fonds (European Recovery Programme; Europäisches 
Wiederaufbauprogramm)

Eine seit 1985 nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen geführte 
Förderinstitution, die der österreichischen Wirtschaft Kredite auf 
der Grundlage der sogenannten Marshallplan-Hilfe der USA 
zum Wiederaufbau Europas nach dem Zweiten Weltkrieg ge-
währt. Weiters ist der ERP-Fonds mit der Abwicklung von Inve-
stitionsförderungsmaßnahmen des BMLFUW betraut. 

Ertrag

Der Ertrag des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes besteht 
aus:
•  Ertrag Bodennutzung
•  Ertrag Tierhaltung
•  Ertrag Forstwirtschaft
•  Erhaltene Umsatzsteuer
•  Öffentliche Gelder (ohne Investitionszuschüsse)
•  Sonstiger Ertrag
•  abzüglich interner Ertrag

Ertrag Bodennutzung

Die Erträge aus der Bodennutzung bestehen aus:

•  dem Verkauf von Erzeugnissen der Bodennutzung (ohne 
 Direktvermarktung und Buschenschank)

•  dem Geldwert der Naturallieferungen an Direktvermarktung 
und Buschenschank

•  dem Geldwert der Naturallieferungen der Forstwirtschaft für 
Neuanlagen

•  dem Geldwert der Naturallieferungen an familienfremde 
 Arbeitskräfte und an allenfalls angeschlossene Gewerbe-
betriebe sowie das Ausgedinge

•  den Veränderungen bei den Erzeugungsvorräten.

Die im Berichtsjahr direkt der Bodennutzung zuordenbaren 
 öffentlichen Gelder sind darin nicht enthalten.
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Ertrag Forstwirtschaft

Die Erträge aus der Forstwirtschaft bestehen aus:

•  dem Verkauf von Erzeugnissen der Forstwirtschaft
•  dem Geldwert der Naturallieferungen der Forstwirtschaft an 

den Haushalt des Unternehmerhaushalts
•  dem Geldwert der Naturallieferungen der Forstwirtschaft für 

Neuanlagen
•  dem Geldwert der Naturallieferungen an familienfremde 

 Arbeitskräfte und an allenfalls angeschlossene Gewerbe-
betriebe sowie das Ausgedinge

•  den Veränderungen bei den Erzeugungsvorräten (Wertände-
rungen am stehenden Holz werden nicht berücksichtigt).

Die im Berichtsjahr direkt der Forstwirtschaft zuordenbaren öf-
fentlichen Gelder sind darin nicht enthalten.

Ertrag Tierhaltung

Die Erträge aus der Tierhaltung bestehen aus:
•  dem Verkauf von Erzeugnissen der Tierhaltung (ohne Direkt-

vermarktung und Buschenschank); die Zuchttiererträge er-
geben sich aus der Differenz zwischen dem Verkaufserlös 
und dem Buchwert

•  dem Geldwert der Naturallieferungen an Direktvermarktung 
und Buschenschank

•  dem Geldwert der Naturallieferungen der Tierhaltung an den 
Haushalt des Unternehmerhaushalts

•  dem Geldwert der Naturallieferungen an familienfremde Ar-
beitskräfte und an allenfalls angeschlossene Gewerbebe-
triebe sowie das Ausgedinge

•  den Veränderungen bei den Tierbeständen und Erzeugungs-
vorräten.

Die im Berichtsjahr direkt der Tierhaltung zuordenbaren öffent-
lichen Gelder sind darin nicht enthalten.

Ertragsmesszahl

Siehe: Einheitswert.

Erwerbseinkommen

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zuzüglich der Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb, selbstständiger und unselbstständiger 
 Arbeit des Unternehmerhaushalts. Die Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb und selbstständiger Arbeit werden abzüglich der Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung, die Einkünfte aus 
unselbstständiger Arbeit werden abzüglich der Beiträge zur ge-
setzlichen Sozialversicherung und der einbehaltenen Lohn-
steuer verbucht.

EP (Europäisches Parlament)

Gründung: 1976. Seit Juni 1979 Direktwahlen im 5-Jahres-
Rhythmus. Seit 2004 732 Abgeordnete. Aufgabenschwer-
punkte: Mitwirkung an der EU-Rechtsetzung (sog. Mitentschei-
dungsverfahren), Kontrolle von Kommission und Rat durch An-
fragen und Untersuchungsausschüsse, weitreichende Befug-
nisse als Haushaltsbehörde. Sitz: Brüssel und Straßburg, 
 Arbeitsweise: monatliche Plenartagungen.

EU (Europäische Union)

Die vertraglichen Grundlagen der EU in ihrem jetzigen Erschei-
nungsbild sind das Ergebnis der Weiterentwicklung der völker-
rechtlichen Verträge zwischen den 6 Gründungsstaaten  (Belgien, 
Niederlande, Luxemburg, BRD, Italien und Frankreich), die die 
Grundlage für die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS, in Kraft mit 23. Juni 1953), die europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft EWG (in Kraft mit 1. Jänner 1958) sowie 
die europäische Atomgemeinschaft EURATOM (in Kraft mit
1. Jänner 1958) geschaffen hatten. Die Weiterentwicklung die-

ser ursprünglichen Rechtsgemeinschaften erfolgte zum einen 
durch die schrittweise Erweiterung des Kreises der Mitglied-
staaten (Dänemark, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Irland im Jahr 1973, Griechenland im Jahr 1981, Spanien und 
Portugal im Jahr 1986, Schweden, Finnland und Österreich im 
Jahr 1995, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern im Jahr 2004, zu-
letzt im Jahr 2007 Bulgarien und Rumänien), zum anderen durch 
vertraglich determinierte intrasystematische Veränderungen der 
rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere sind zu nen-
nen: Einheitliche Europäische Akte EEA 1986, Vertrag über die 
Europäische Union (Maastrichter Vertrag) 1992, Amsterdamer 
Vertrag 1997 (in Kraft mit 1. Mai 1999), Vertrag von Nizza (unter-
zeichnet 26. Februar 2001, in Kraft mit 1. Februar 2003). Der 
(zur zweiten Kategorie zu zählende) „Entwurf eines Vertrags 
über eine Verfassung für Europa“ wurde von der Regierungs-
konferenz am 18. Juni 2004 gebilligt und wird derzeit für die Un-
terzeichnung vorbereitet (Erstellung der 21 Sprachversionen). Er 
bietet – anders als die eben genannten Dokumente – keine No-
vellierung des bestehenden Rechtsbestandes, sondern setzt an 
seine Stelle ein völlig neues Vertragswerk. Zu seinem Inkrafttre-
ten bedarf es nach der derzeit geltenden Rechtslage (Artikel 48 
EU-Vertrag) der Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten gemäß 
deren verfassungsrechtlichen Vorschriften.

EuGH (Europäischer Gerichtshof)

Der EuGH (Gründung 1958) besteht entsprechend der Anzahl 
der Mitgliedstaaten aus 25 Richtern, die von den Regierungen 
der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für eine 
Amtszeit von sechs Jahren ernannt werden. Unterstützt wird er 
von sechs Generalanwälten, deren Berufung jener der Richter 
entspricht. Der EuGH hat „die Wahrung des Rechts bei der Aus-
legung und Anwendung dieses Vertrages“ zur Aufgabe
(Artikel 164 E[W]G-Vertrag). Er äußert sich in Urteilen, einst-
weiligen Anordnungen, Gutachten und Stellungnahmen. Gegen 
seine Entscheidungen gibt es keine Berufungsmöglichkeit. 

EU-Rahmenprogramm für Forschung und technologische 
Entwicklung

Das 6. Rahmenprogramm läuft 2003 – 2006 und ist mit ins-
gesamt 17,5 Mrd. Euro dotiert. Damit will die Europäische Union 
eines ihrer Ziele, sich bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt zu ent-
wickeln, wesentlich stützen. Im Vordergrund steht die Verwirk-
lichung des Europäischen Forschungsraums durch verstärkte 
und effizientere Bündelung und Strukturierung europäischer 
Forschungskapazitäten. Lebensmittelqualität und -sicherheit ist 
eine der thematischen Prioritäten in diesem Programm.

EuRH (Europäischer Rechnungshof)

Der Rechnungshof nahm seine Arbeit im Oktober 1977 auf. Er 
besteht entsprechend der Anzahl der Mitgliedstaaten aus
24 Mitgliedern und dem Präsidenten. Sie werden vom Rat nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments auf sechs Jahre er-
nannt. Prüfungsgegenstände sind Recht- und Ordnungsmäßig-
keit von Einnahmen und Ausgaben der EU und der von ihr ge-
schaffenen juristischen Personen sowie die Wirtschaftlichkeit 
der Haushaltsführung. Ergebnisse werden nach Abschluss 
eines Haushaltsjahres in einem Jahresbericht und im Amtsblatt 
der EU veröffentlicht.

Euro

Seit 1. Jänner 2002 ist in den Ländern der Eurozone (Belgien, 
Deutschland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland) 
der Euro offizielle Währung. Im Jahr 2007 führte Slowenien den 
Euro ein, im Jahr 2008 folgten Zypern und Malta.
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Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für Land-
wirtschaft (EAGFL)

Der europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft setzt sich aus zwei Abteilungen zusammen.

• Die Abteilung Ausrichtung stellt die notwendigen Mittel für 
die gemeinsame Agrarstrukturpolitik zur Verfügung.

• Die Abteilung Garantie bestreitet die Ausgaben für die ge-
meinsame Markt- und Preispolitik, d. h. die Ausfuhrerstat-
tungen und die Interventionen zur Regulierung der Agrar-
märkte (Erzeugerbeihilfen, preisausgleichende Beihilfen, 
 finanzieller Ausgleich für Marktrücknahmen). Im Zuge der 
Neuausrichtung der GAP werden mit dem EAGFL, Abteilung 
Garantie, auch Maßnahmen finanziert, die eher solchen Be-
reichen wie Agrarstruktur, Entwicklung des ländlichen 
Raumes oder Wohltätigkeit zuzurechnen sind.

Europäischer Kohäsionsfonds

Europäischer Kohäsionsfonds ist die Bezeichnung für eine 1993 
auf der Grundlage des Maastrichter Vertrages eingerichtete 
Geldreserve zur Förderung von Vorhaben in den Bereichen der 
Umwelt und Verkehrsinfrastruktur. Der Fonds kommt aus-
schließlich den vier weniger finanzstarken Mitgliedstaaten der 
EU (bis 2003: Irland, Griechenland, Portugal, Spanien) zugute, 
um auf diesem Wege das Ungleichgewicht zwischen den Volks-
wirtschaften der EU zu verringern. In der Zeit von 1993 bis 1999 
konnten im Rahmen des Kohäsionsfonds jährlich zwischen 1,5 
und 2,6 Mrd. Euro (insgesamt 15,1 Mrd. Euro) vergeben werden. 
Die weitere Finanzierung des Kohäsionsfonds wurde am Son-
dergipfel der Staats- und Regierungschefs in Berlin für die Jahre 
2000 bis 2006 festgelegt. Danach entfallen auf den Struktur-
fonds insgesamt 213 Mrd. Euro, von denen 8 Mrd. Euro für den 
Kohäsionsfonds bestimmt sind. Seit der Erweiterung auf 25 
Mitgliedstaaten sind die zehn neuen Mitgliedstaaten im Rahmen 
des Kohäsionsfonds förderfähig. Für diese Länder wurden Mit-
tel in Höhe von 8,5 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt.

Europäischer Sozialfonds (ESF)

Europäischer Sozialfonds (ESF) ist die Bezeichnung für eine 
1960 eingerichtete, der Verwaltung der Europäischen Kommis-
sion unterliegende Geldreserve der Europäischen Union. Der 
ESF ist eines der wichtigsten Instrumente der Sozialpolitik der 
EU. Zunächst diente er der Förderung von Maßnahmen zur Be-
rufsausbildung, Umschulung und zur Schaffung von Arbeits-
plätzen. Nach der im Anschluss an die Unterzeichnung des 
Maastrichter Vertrages erfolgten Anhebung der Eigenmittel der 
EU richtet sich die Förderung des ESF zudem auf die Verbesse-
rung der Funktionsfähigkeit der Arbeitsmärkte, die Wiederein-
gliederung von Arbeitslosen und die Förderung von Chancen-
gleichheit.

Europäischer Strukturfonds

Europäischer Strukturfonds ist die Bezeichnung für eine der 
Verwaltung der Europäischen Kommission unterliegende Geld-
reserve zur Finanzierung von Strukturhilfen im Bereich der Euro-
päischen Union. Die Strukturfonds bestehen im Einzelnen aus 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL), dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, dem Europäischen Sozialfonds für die Umsetzung 
der Sozialpolitik (ESF), dem Finanzinstrument für die Ausrich-
tung der Fischerei (FIAF) und dem 1993 eingerichteten Kohäsi-
onsfonds zur Förderung von Vorhaben im Bereich der Umwelt 
und der Verkehrsstruktur. Die Mittel der Strukturfonds fließen 
überwiegend den finanziell wenig leistungskräftigen Regionen 
zu, um damit die wirtschaftliche und soziale Integrität der EU zu 
stärken, sodass die Anforderungen der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) überall in der EU bewältigt werden können. 
Im Vordergrund stehen diesbezüglich die Entwicklung und 

strukturelle Anpassung der Regionen mit einem Entwicklungs-
rückstand gegenüber den wachstumsstarken Regionen in der 
EU. Der Etat der Strukturfonds ist in den vergangenen Jahren 
stark erhöht worden. Im Zeitraum zwischen 1993 und 1999 be-
trug er 161 Mrd. Euro. Der Europäische Rat legte am 23./25. 
März 1999 in Berlin ein Etat von 213 Mrd. Euro für die Jahre 
2000 bis 2006 fest. 

Europäisches System Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen 1995 (ESVG 95)

International vereinheitlichtes Rechnungssystem, das syste-
matisch und detailliert eine Volkswirtschaft (Güter, Sektoren, 
Regionen, Land, Ländergruppe) mit ihren wesentlichen Merk-
malen und Beziehungen innerhalb und zu anderen Volkswirt-
schaften beschreibt. Das ESVG 1995, welches einheitliche Kon-
zepte, Definitionen, Buchungsregeln und Systematiken für die 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union vorschreibt, ersetzt 
das 1970 veröffentlichte Europäische System Volkswirtschaft-
licher Gesamtrechnungen (ESVG 1970). Es stimmt mit den welt-
weit geltenden Regeln des Systems Volkswirtschaftlicher Ge-
samtrechnungen der Vereinten Nationen (SNA) überein, berück-
sichtigt jedoch stärker die Gegebenheiten und den Datenbedarf 
in der Europäischen Union. 

EUROSTAT

EUROSTAT ist das statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften mit Sitz in Luxemburg. Es hat den Auftrag, die Union 
mit europäischen Statistiken zu versorgen, die Vergleiche zwi-
schen Ländern und Regionen ermöglichen.

Evaluierung von Interventionsprogrammen

Evaluierungen sind wissenschaftliche Verfahren zur systema-
tischen Sammlung, Analyse und Bewertung von Informationen 
und Daten, um die ökologischen und sozioökonomischen Aus-
wirkungen von Interventionsprogrammen festzustellen. Sie die-
nen der Überprüfung der Effizienz und Effektivität sowie der 
Qualität der jeweiligen Maßnahme. Sie finden zu bestimmten 
Zeitpunkten im Programmablauf statt und sollen Entschei-
dungen über Programmänderungen und -verbesserungen ab-
stützen sowie anwendbare Empfehlungen zur Ausgestaltung 
von neuen Programmen beinhalten. Evaluierungen sollen die 
Zuweisung der Finanzmittel und die administrative Abwicklung 
transparent darlegen. Die verwendeten methodischen Ansätze 
müssen anerkannt und im Evaluierungsbericht klar dargelegt 
werden. Eine Evaluierung soll von Personen erfolgen, die an der 
Programmentwicklung und Abwicklung nicht beteiligt sind. Sie 
sind keine wissenschaftlichen Studien. Ihre Ergebnisse haben 
hohen praktischen Wert.

EXTRASTAT

Das statistische Erhebungssystem EXTRASTAT erfasst den 
 Warenverkehr der EU-Mitgliedstaaten mit den Drittstaaten. Die 
Datenerhebung für den Außenhandel Österreichs erfolgt wie 
bisher durch die Zollbehörde, welche dann die Daten an die 
Statistik Austria weiterleitet (siehe auch: INTRASTAT und EU-
ROSTAT).

Faktoreinkommen

Er errechnet sich aus: Nettowertschöpfung zu Herstellungs-
preisen – Sonstige Produktionsabgaben + Sonstige Subven-
tionen Das Faktoreinkommen (= Nettowertschöpfung zu Faktor-
kosten) misst die Entlohnung aller Produktionsfaktoren (Grund 
und Boden, Kapital und Arbeit) und stellt damit die Gesamtheit 
des Wertes dar, den eine Einheit durch ihre Produktionstätigkeit 
erwirtschaftet.
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FAO (Food and Agriculture Organisation)

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
 Nationen (UNO); Sitz: Rom; Ziel: Hebung des Lebens- und 
 Ernährungsstandards in der Welt.

Feldstück

Feldstücke sind eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkenn-
bare Bewirtschaftungseinheiten mit nur einer Nutzungsart
(z. B. Acker, Wiese usw.). Ein Feldstück kann aus einem oder 
mehreren Grundstücken/Grundstücksteilen bestehen. Die 
 Fläche des Feldstückes ergibt sich aus der Summe der antei-
ligen Grundstücksflächen.

Flächenproduktivität

Siehe: Partielle Produktivität.

Förderbares Grünland einschließlich Ackerfutter
(laut ÖPUL 2007)

Grünlandflächen und Ackerfutter in Hektar (ha) werden im ÖPUL 
2007 mit nachstehenden Faktoren multipliziert: 

Mähwiese und Mähweide (ab zwei Nutzungen), Dauerweiden  1,00 

Mähwiese (ein Schnitt), Hutweide, Bergmähder, Streuwiese  0,60 

Forstbaumschulen

Sämtliche Flächen, die für die gewerbliche Nachzucht von forst-
lichem Vermehrungsgut innerhalb und außerhalb des Waldes 
genutzt werden, ebenso wie die Flächen von nicht gewerblichen 
Forstbaumschulen außerhalb des Waldes, wo für den Eigen-
bedarf des Betriebes produziert wird.

Forstgärten

Forstliche Pflanzgärten innerhalb des Waldes für den Eigenbe-
darf des Betriebes.

Forstwirtschaftlich genutzte Fläche (FF)

Summe aus Waldflächen (ohne ideelle Flächen) und Forstgär-
ten. Energieholz- und Christbaumflächen zählen im Gegensatz 
zur Agrarstrukturerhebung nicht dazu.

Fremdkapital

Sind die in der Bilanz ausgewiesenen Mittel, die für die Finan-
zierung des Gesamtvermögens von Dritten (Banken, Lieferanten 
usw.) zur Verfügung gestellt werden.

Futterflächen

Definition laut Ausgleichszulage: Als Futterflächen gelten jene 
landwirtschaftliche Nutzflächen, deren Ertrag zur Viehfütterung 
bestimmt ist. Bei Beweidung von Flächen außerhalb des Heim-
gutes sind die betreffenden Futterflächen von ihrem Weidebe-
satz einzurechnen (max. 1 GVE/ha).

Futtergetreide

Dazu zählen Gerste, Hafer, Triticale, Sommermenggetreide, 
Körnermais (einschließlich Mais für Corn-cob-mix), Meng-
getreide, Sorghum, Buchweizen (Pseudocerealien), Hirse usw. 
und in den südlichen Regionen Europas auch Roggen. Futter-
getreide bedeutet aber nicht, dass dieses Getreide nur ver füttert 
wird. Ein gewisser Teil wird als Industriegetreide, wie
z. B. Braugerste und Getreide für die Alkoholerzeugung, und ein 
geringer Teil auch für die menschliche Ernährung (z. B. Hafer-
flocken, Popcorn) verwendet.

GAP

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen Union 
(EU) ist bereits in den Gründungsverträgen der EU („Römer Ver-
träge“) verankert. Die GAP funktioniert nach drei Grundprin-
zipien:
•  Einheit des Marktes: freier Warenverkehr innerhalb der EU, 

Ausschluss von Subventionen, die den Wettbewerb verfäl-
schen, gleiche agrarpolitische Instrumente in der EU.

•  Gemeinschaftspräferenz: Vorrang für innergemeinschaftliche 
Produkte gegenüber Produkten aus Drittländern.

•  Gemeinsame Finanzierung der GAP: gemeinsame, solida-
rische Finanzierung der GAP durch die Mitgliedländer der 
EU aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL).

Die GAP wurde in ihrer Geschichte mehrfach reformiert und ge-
genwärtig liegt ihr ein 2-Säulen-Modell zugrunde, das wie folgt 
skizziert werden kann:

•  Agrarmarktpolitik (GMO – Gemeinsame Marktordnungen): 
Realisierung der Gemeinsamen Marktorganisationen für die 
verschiedenen Agrarmärkte

•  Ländliche Entwicklung: Förderung des ländlichen Raumes.

Gentechnisch veränderte Organismen (GVO)

Sind Organismen, deren genetisches Material so verändert wor-
den ist, wie dies unter natürlichen Bedingungen durch Kreuzen 
oder natürliche Rekombination oder andere herkömmliche 
Züchtungstechniken nicht vorkommt.

GEO-Informationssystem (GIS)

Ausgewogene Nutzung und Schutz der unverzichtbaren und 
unvermehrbaren Ressourcen Boden, Wasser und Wald bilden 
einen wesentlichen und höchst komplexen Aufgabenbereich 
des BMLFUW. Er erfordert laufend Entscheidungen in poli-
tischer, wirtschaftlicher und förderungstechnischer Hinsicht mit 
äußerst weit reichenden Konsequenzen. Zu diesem Zweck wird 
vom BMLFUW das Geo-Informationssystem (GIS) als zeit-
gemäße und effiziente Planungs- und Entscheidungsgrundlage 
eingerichtet.

Gesamteinkommen

Erwerbseinkommen zuzüglich Einkünften aus Kapitalvermögen, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, den Sozialtransfers 
und übrigen Einkünften des Unternehmerhaushalts. 

Gesamtfläche

Nach der Agrarstrukturerhebung der Statistik Austria werden 
hiezu gezählt: Landwirtschaftliche Nutzfläche, Forstwirtschaft-
liche Nutzfläche, fließende und stehende Gewässer, unkulti-
vierte Moorflächen, Gebäude und Hofflächen, sonstige unkulti-
vierte Flächen.

Gesamtfläche des Betriebes

Summe aus Kulturfläche (inklusive zugepachteter, exklusive 
verpachteter Flächen) und sonstigen Flächen des Betriebes.

Gesamtkapital (Passiva)

Das Gesamtkapital setzt sich aus Eigen- und Fremdkapital zu-
sammen und zeigt die Finanzierung des Gesamtvermögens. Es 
wird in der Bilanz als Passiva ausgewiesen.



GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131GRÜNER BERICHT 2006/2007 131

ANHANG, BEGRIFFSERKLÄRUNGEN

GRÜNER BERICHT 2006/2007 131

Gesamtkapitalrentabilität
Kennzahl für die Verzinsung des im Unternehmen eingesetzten 
Eigen- und Fremdkapitals. 

                  Einkünfte aus Land- und
Forstwirtschaft – Lohnansatz + Schuldzinsen  

 x 100
                          Gesamtkapital 

Gesamtvermögen (Aktiva)
Das Gesamtvermögen ist die Summe aus Anlage-, Tier- und 
Umlaufvermögen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes. 
Es wird in der Bilanz als Aktiva ausgewiesen.

Gewinnermittlung für Land- und Forstwirte
Es gibt drei Formen der Gewinnermittlung für Land- und Forst-
wirte:
•  Der Gewinn nichtbuchführender Land- und Forstwirte bis zu 

einem Einheitswert von 65.500 Euro ist nach Durchschnitts-
sätzen zu ermitteln (sogenannte Gewinnpauschalierung). Sie 
erspart oder erleichtert dem Land- und Forstwirt die Führung 
von Aufzeichnungen. Für die bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Flächen ist Grundlage ein Hundertsatz vom Ein-
heitswert. Für Forstwirtschaft und Weinbau sind Einnahmen-
Aufzeichnungen und Betriebsausgaben-Pauschalbeträge 
die Regel. Die vereinnahmten Pachtzinse sind hinzuzurech-
nen. Abzuziehen sind der Wert der Ausgedingelasten, die 
Sozialversicherungsbeiträge, der Beitrag zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen sowie die bezahlten Pachtzinse 
und Schuldzinsen (siehe auch: Pauschalierung).

•  Der Gewinn nichtbuchführungspflichtiger land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe mit einem Einheitswert von 65.500 
Euro bis 150.000 Euro und der Gewinn nichtbuchführungs-
pflichtiger gärtnerischer Betriebe ist durch Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung zu ermitteln. Als Betriebsausgaben sind
70 v. H. der Betriebseinnahmen anzusetzen. Zusätzlich sind 
Sozialversicherung, Schuldzinsen, Pachtzinsen, Aus-
gedingelasten und Lohnkosten abzuziehen.

•  Der Gewinn buchführungspflichtiger Land- und Forstwirte ist 
durch Bestandsvergleich des Vermögens (steuerliche Bilanz) 
zu ermitteln. 

GLÖZ (Guter landwirtschaftlicher und ökologischer Zustand 
und Dauergrünland)

Anderweitige Verpflichtungen:

Guter landwirtschaftlicher und ökologischer Zustand
und  Dauergrünland

§ 5
(1) Die Mindestanforderungen für den guten landwirtschaftlichen 
und ökologischen Zustand sind in der Anlage sowie in Abs. 2 
festgelegt.

(2) Dauergrünlandflächen
1. auf Hanglagen mit einer durchschnittlichen Hangneigung 

größer 15 %
 oder
2.  auf Gewässerrandstreifen in einer Mindestbreite

a)  von 20 m zu stehenden Gewässern mit einer Wasser-
oberfläche von mindestens 1 ha oder

b)  von 10 m zu Fließgewässern (ab einer Sohlbreite von 5 m) 
dürfen nicht umgebrochen werden.

Die Mindestanforderungen für den guten landwirtschaftlichen 
und ökologischen Zustand sind:
•  Ackerland, das nicht für die landwirtschaftliche Produktion 

verwendet wird, muss eine Begrünung aufweisen und über 
die Vegetationsperiode gepflegt werden, soweit nicht auf-
grund von naturschutzrechtlichen Vorgaben oder im Rahmen 
sonstiger vertraglicher Programme oder projektorientierter 
Vereinbarungen eine abweichende Vorgangsweise vorgese-
hen ist.

•  Auf durchgefrorenen Böden, auf allen wassergesättigten 
oder überschwemmten Böden sowie bei geschlossener 
Schneedecke ist eine Bodenbearbeitung mit landwirtschaft-
lichen Maschinen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen nicht 
zulässig. In einem Mindestabstand von
a)  mindestens 10 m zu stehenden Gewässern mit einer 

Wasseroberfläche von 1 ha oder mehr oder
b)  mindestens 5 m zu Fließgewässern (ab einer Sohlbreite 

von 5 m) darf keine Bodenbearbeitung (ausgenommen 
das Neuanlegen der Abstandsstreifen) vorgenommen 
werden.

•  Terrassen dürfen nicht beseitigt werden. Ausgenommen sind 
jene Terrassen, deren Beseitigung im Rahmen behördlicher 
Agrarverfahren ausdrücklich vorgesehen ist.

•  Das Abbrennen von Stroh auf Stoppelfeldern ist verboten, 
sofern nicht im Einzelfall die zuständige Behörde aufgrund 
witterungs- und anbaubedingter Umstände oder aufgrund 
phytosanitärer Gründe eine Ausnahme genehmigt.

•  Die Flächen sind unter Hintanhaltung einer Verwaldung, Ver-
buschung oder Verödung durch entsprechende Pflegemaß-
nahmen in einem zufriedenstellenden agronomischen Zu-
stand zu erhalten, soweit nicht aufgrund von spezifischen 
naturschutzrechtlichen oder von im Rahmen spezifischer 
Maßnahmen getroffenen vertraglichen Auflagen eine ab-
weichende Vorgangsweise vorgesehen ist. Die jährliche Min-
destpflegemaßnahme durch Häckseln zur Hintanhaltung 
einer Verwaldung, Verbuschung oder Verödung darf max. auf 
50 % der Acker- und Dauergrünlandfläche (ausgenommen 
Hutweiden, Bergmähder, Streuwiesen und Almen) erfolgen. 
Auf allen übrigen Flächen muss eine jährliche Nutzung des 
Aufwuchses durch Ernten oder Beweiden erfolgen. Von der 
Ernteverpflichtung ausgenommen sind Flächen, auf denen 
eine Ernte aufgrund von Hagel, Hochwasser, Überschwem-
mungen, Vermurungen oder dergleichen wirtschaftlich nicht 
mehr sinnvoll ist.

•  Landschaftselemente, die im Rahmen naturschutzrechtlicher 
Verordnungen und Bescheide besonders geschützt und aus-
gewiesen sind (z. B. Naturdenkmale), dürfen nicht beseitigt 
werden.

GLÖZ-Flächen

Darunter versteht man Flächen, die nicht mehr für die Erzeu-
gung genutzt werden, sondern in guten landwirtschaftlichen 
und ökologischen Zustand (GLÖZ) zu halten sind. Flächen, auf 
denen die jährlichen Mindestpflegemaßnahmen (z. B. Häckseln) 
zur Vermeidung von Verwaldung, Verbuschung und Verödung 
durchgeführt werden und auf denen keine jährliche Nutzung des 
Aufwuchses durch Ernten oder Beweidung erfolgt. Die Min-
destanforderungen werden vom Mitgliedstaat festgelegt. Diese 
wurden in Österreich mit der INVEKOS-Umsetzungs-Verord-
nung 2005, BGBl. II Nr. 474 i. d. F. BGBl. II Nr. 457/2005 (§ 5) 
durchgeführt.

Grünland

Siehe: Dauergrünland.

Grünlandzahl

Siehe: Einheitswert.

Großviehheinheit (GVE)

Die Großvieheinheit (GVE) ist eine gemeinsame Einheit, um den 
Viehbestand in einer einzigen Zahl ausdrücken zu können. Die 
Stückzahlen der einzelnen Vieharten werden in GVE umgerech-
net. Für jede Viehart ist nach Altersklassen und Nutzungsformen 
ein Umrechnungsschlüssel festgelegt. Rinder ab zwei Jahren 
gelten für den Grünen Bericht als 1,0 GVE. Es gibt je nach 
Zweck verschiedene GVE-Umrechnungsschlüssel.
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Gütersteuern

Infolge der Bewertung zu Herstellungspreisen wird bei den Pro-
duktionsabgaben zwischen „Gütersteuern“ und „sonstigen Pro-
duktionsabgaben“ unterschieden. Gemäß ESVG handelt es sich 
bei den Gütersteuern um Abgaben, die pro Einheit einer produ-
zierten oder gehandelten Ware oder Dienstleistung zu entrich-
ten sind. Sie können entweder als ein bestimmter Geldbetrag 
pro Mengeneinheit einer Ware oder Dienstleistung oder wertbe-
zogen festgesetzt werden, d. h. als ein bestimmter Prozentsatz 
des Preises pro Einheit oder des Wertes der den Gegenstand 
der Transaktion bildenden Waren oder Dienstleistungen. In der 
LGR werden als Gütersteuern u. a. die Agrarmarketingbeiträge 
sowie die Zusatzabgabe für die Überschreitung der Milchquo-
ten verbucht.

Gütersubventionen

Infolge der Bewertung zu Herstellungspreisen wird bei
den Agrarförderungen zwischen „Gütersubventionen“ und
„sonstigen Subventionen“ unterschieden. Laut ESVG sind unter 
den Gütersubventionen jene Subventionen zu verstehen, die 
pro Einheit einer produzierten oder eingeführten Ware oder 
Dienstleistung geleistet werden. Sie werden entweder als ein 
bestimmter Geldbetrag pro Mengeneinheit einer Ware oder 
Dienstleistung oder wertbezogen festgesetzt, d. h. als be-
stimmter Prozentsatz des Preises pro Einheit. Sie können ferner 
als Differenz zwischen einem spezifischen angestrebten Preis 
und dem vom Käufer tatsächlich gezahlten Marktpreis berech-
net werden. In der LGR werden z. B. die Kulturpflanzenaus-
gleichszahlungen sowie die Tierprämien als Gütersubventionen 
verbucht.

Haupterwerbsbetrieb

Ein Haupterwerbsbetrieb ist ein Betrieb, in dem das Betriebs-
leiterehepaar mehr als 50 % der gesamten Arbeitszeit im land-
wirtschaftlichen Betrieb tätig ist (siehe auch: Nebenerwerbs-
betrieb).

Hausgärten

Bäuerliche Gemüsegärten, deren Erzeugnisse überwiegend zur 
Deckung des Eigenbedarfs der Unternehmerfamilie dienen.

Heil-, Duft- und Gewürzpflanzen

Mariendistel, Kamille, Kümmel, Enzian, Ysop, Jasmin, Lavendel, 
Majoran, Melisse, Minze, Immergrün, Safran, Salbei, Ringel-
blume, Baldrian, Tee usw.

Herstellungspreis

Die Bewertung der Produktion erfolgt zu „Herstellungspreisen“. 
Der Herstellungspreis ist im LGR/FGR-Handbuch als jener Preis 
definiert, den der Produzent nach Abzug der auf die produ-
zierten oder verkauften Güter zu zahlenden Steuern (also ohne 
Gütersteuern), aber einschließlich aller Subventionen, die auf 
die produzierten oder verkauften Güter gewährt werden (also 
einschließlich Gütersubventionen), erhält.

Hutweiden

Grünlandflächen, die nur für Weidezwecke genutzt werden.

Ideelle Flächen

Sind Anteile am Gemeinschaftsbesitz (z. B. Wald- und Weide-
nutzungsrechte), umgerechnet in Flächenäquivalente. Die Um-
rechnung erfolgt im Verhältnis der Anteile.

Index

Ein Index ist eine Messzahl (Vergleichszahl), die es ermöglichen 
soll, Unterschiede zwischen Perioden festzustellen. Die jewei-
ligen Werte werden als Prozentpunkte eines Basisjahres ausge-
drückt. Weil jede Periode inneren Veränderungen (Änderungen 
in der Zusammensetzung des Warenkorbes) unterliegt, müssen 
die Indizes in gewissen Abständen ausgewechselt, das heißt 
über einen neuen Warenkorb revidiert werden. Mit dem neuen 
Warenkorb beginnt auch ein neuer Index mit einem neuen Ba-
sisjahr. Einige Indizes wie etwa der Verbraucherpreisindex (VPI) 
werden für Verträge herangezogen. Für diese Fälle wird der alte, 
also abgelaufene Index mit einem Verkettungsfaktor weiterge-
führt und damit für indexgebundene Verträge die Kontinuität ge-
wahrt. Einige der bekanntesten offiziellen Indizes sind der Ver-
braucherpreisindex, der Erzeugerpreisindex, der Großhandels-
preisindex und der Tariflohnindex.

Integrierter Pflanzenschutz

Integrierter Pflanzenschutz ist ein Verfahren, bei dem alle Tech-
niken und Methoden angewendet werden, die geeignet sind, 
das Auftreten von Schadorganismen (Krankheiten, Schädlingen 
und Unkräutern) unter der wirtschaftlichen Schadensschwelle 
unter gleichzeitig größtmöglicher Schonung des Naturhaus-
haltes zu halten. Chemische Pflanzenbehandlungsmittel sollen 
nur in unumgänglich notwendigem Umfang gezielt eingesetzt 
werden. Selektiv wirkende, nützlingsschonende Mittel haben 
Vorrang vor Präparaten mit breitem Wirkungsspektrum. Es geht 
also vorrangig um den kombinierten Einsatz biologischer Be-
kämpfungsmethoden und möglichst sparsame Anwendung von 
Pestiziden unter Berücksichtigung des Nutzen-Schaden-Ver-
hältnisses.

Internationales Warenverzeichnis
für den Außenhandel (SITC)

Die SITC (deutsch: Internationales Warenverzeichnis für den 
Außenhandel) ist eine Statistik-Klassifikation, die für die Einord-
nung von Gütern im Rahmen der Außenhandelsstatistik verwen-
det wird und von den Vereinten Nationen entwickelt wurde. Der-
zeit gültig ist die Version SITC Rev. 3. Im SITC sind die Sek-
tionen 0, 1 und 4 sowie die Divisionen (= Untergliederungen von 
Sektionen) 21, 22 und 29 dem Agrarbereich zuzuordnen (siehe 
auch Kombinierte Nomenklatur KN).

Interner Aufwand

Der interne Aufwand umfasst die im eigenen Betrieb erzeugten 
und verbrauchten Betriebsmittel (z.B. Futtermittel, Saatgut). Es 
gilt: Interner Aufwand ist gleich interner Ertrag.

Interner Ertrag

Der interne Ertrag umfasst die im eigenen Betrieb erzeugten 
und verbrauchten Betriebsmittel (z. B. Futtermittel, Saatgut). Es 
gilt: Interner Ertrag ist gleich interner Aufwand.

INTERREG

INTERREG ist eine Gemeinschaftsinitiative (VO 4253/88 und VO 
4254/88) und zielt darauf ab,
•  die Gebiete an den Binnen- wie auch an den Außengrenzen 

der Gemeinschaft bei der Bewältigung besonderer Entwick-
lungsprobleme infolge ihrer relativen Isolierung innerhalb der 
nationalen Volkswirtschaften und der Gemeinschaft insge-
samt im Interesse der lokalen Bevölkerung und einer mit 
dem Umweltschutz zu vereinbarenden Weise zu unterstüt-
zen;
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•  die Einrichtung und den Ausbau von Kooperationsnetzen 
über die Binnengrenzen hinweg und gegebenenfalls die Ver-
knüpfung dieser Netze mit umfassenderen Gemeinschafts-
netzen im Kontext des Ende 1992 vollendeten Binnen-
marktes zu fördern;

•  die Anpassung der Gebiete an den Außengrenzen an ihre 
neue Rolle als Grenzgebiete eines einheitlichen integrierten 
Marktes zu unterstützen;

•  die neuen Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit mit Dritt-
staaten in den Gebieten an den Außengrenzen der Gemein-
schaft zu nutzen.

Intervention

Maßnahme zur Marktpreisstützung durch Aufkauf der Interven-
tionsprodukte und Einlagerung zu bestimmten Preisen (= Inter-
ventionspreis). Die Intervention ist insbesondere vorgesehen bei 
Getreide, Rindfleisch, Butter und Magermilchpulver, wobei vor 
allem bei Rindfleisch die Intervention nur mehr als Sicherheits-
netz besteht.

Interventionspreis

Ist der in den Gemeinsamen Marktorganisationen festgelegte 
Preis, welcher ein Element zur Marktpreissicherung darstellt. 
Zum Interventionsankaufspreis, das ist jener Preis, zu dem 
staatliche Interventionsstellen mittels Intervention auf dem 
Markt regulierend eingreifen, wird die Ware aufgekauft, wenn 
der in der gemeinsamen Marktordnung vorgesehene Auslöse-
mechanismus eintritt.

INTRASTAT

INTRASTAT erfasst den die EU-Binnengrenzen überschreiten-
den Handel, also den Handel der EU-Mitgliedstaaten unterei-
nander. Für diesen Handel wurde die Meldeverpflichtung der 
Außenhandelsstatistik von der Zollbehörde zu den Unterneh-
men verlagert. Aus einer „Sekundärstatistik“ wurde eine 
 „Primärstatistik”. Nach Erfassung des grenzüberschreitenden 
Warenverkehrs mittels beider Systeme, nämlich INTRASTAT 
und EXTRASTAT, werden die erhobenen Daten in der Statistik 
Austria wieder zu Außenhandelsdaten zusammengeführt, auf-
bereitet und veröffentlicht. Die Grundlage des INTRASTAT-Kon-
zeptes bildet die Verordnung Nr. 3330/91 des Rates vom 7. No-
vember 1991 über die Statistik des Warenverkehrs zwischen 
den Mitgliedstaaten (Grundverordnung) (siehe auch: EURO-
STAT).

INVEKOS (Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem)

Das INVEKOS basiert auf der VO 3508/92 und der VO 2419/2001 
und dient der Abwicklung und Kontrolle der EU-Förderungs-
maßnahmen. Alle flächen- und tierbezogenen Beihilfenrege-
lungen sind in dieses System eingebunden. Es schreibt unter 
anderem vor:

•  ein umfassendes Datenbanksystem,
•  ein System zur Identifizierung der landwirtschaftlich ge-

nutzten Parzellen,
•  ein System zur Identifizierung und Erfassung von Tieren,
•  nähere Details hinsichtlich der Beihilfenanträge und deren 

Änderungsmöglichkeiten,
•  ein integriertes Kontrollsystem.

Investitionszuschüsse

Sind nicht rückzahlbare Gelder der öffentlichen Hand (EU, Bund, 
Länder und Gemeinden), die für die Bildung von Anlagevermö-
gen einmalig gewährt werden. Sie reduzieren die jährliche Ab-
schreibung. 

ISIS (Integriertes Statistisches Informationssystem
der Statistik Austria)

Dieses Datenbanksystem geht in vielen Bereichen weit ins 
 Detail, zum Beispiel bei Monatsdaten oder Gemeindedaten. Die 
Außenhandelsstatistik von ISIS beinhaltet alle Produkte nach 
dem achtstelligen Außenhandelscode (BTN-Code) nach Mona-
ten und Staaten.

Jahresarbeitseinheit (JAE)

Der landwirtschaftliche Arbeitseinsatz wird in Form von Vollzeit-
äquivalenten, sogenannten Jahresarbeitseinheiten (JAE), ermit-
telt. Die Anzahl der Stunden, die einer JAE zugrunde liegen, 
sollte der Anzahl der tatsächlich geleisteten Stunden auf einem 
Vollzeitarbeitsplatz in der Landwirtschaft entsprechen (wobei 
eine Person aber nicht mehr als eine JAE darstellen kann). Teil-
zeit- und Saisonarbeit werden auf JAE umgerechnet. Die Anzahl 
der Stunden Vollzeitarbeitsplatz ist in den einzelnen Mitglied-
staaten der EU unterschiedlich; Österreich definiert eine JAE 
mit 2.160 Stunden je Jahr.

Kapitalproduktivität

Diese Kennzahl gibt an, wie hoch der Anteil des Ertrages am 
Besatzvermögen ist.

         Ertrag           
x 100

Besatzvermögen 

Kaufkraftparitäten

Geben das Preisverhältnis eines Warenkorbes in verschiedenen 
Währungen an. Dadurch ermittelt sich ein Umrechnungskurs 
zwischen Währungen, der von den Wechselkursschwankungen 
unabhängig ist. 

Kleinerzeuger/Normalerzeuger

Die Unterscheidung zwischen Klein- und Normalerzeuger gibt 
es sowohl im Ackerbau als auch in der Tierhaltung sowie bei 
der Gewährung der Ausgleichszulage.

Kombinierte Nomenklatur (KN)

Ist eine Warennomenklatur VO (EWG) Nr. 2658/87, die den 
 Erfordernissen des Gemeinsamen Zolltarifs, der Statistik des 
Außenhandels der Gemeinschaft sowie anderer Gemeinschafts-
politiken auf dem Gebiet der Wareneinfuhr oder -ausfuhr ent-
spricht. Die KN wurde 1988 zeitgleich mit dem Harmonisierten 
System eingeführt und setzt sich aus 8-stelligen numerisch 
 kodierten Positionen zusammen. Die Kombinierte Nomenklatur 
wird jährlich revidiert. Im KN umfasst der agrarische Außen-
handel die Kapitel 1 bis 24 (siehe auch SITC).

Konfidenzintervall (KV)

Man versteht darunter ein aus Stichprobenwerten berechnetes 
Intervall, das den wahren, aber unbekannten Parameter mit 
einer vorgegebenen Wahrscheinlichkeit überdeckt. Als Vertrau-
enswahrscheinlichkeit werden im Grünen Bericht 95,5% ge-
wählt.

Kulturfläche (KF)

Summe aus allen landwirtschaftlich und forstwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen (inklusive zugepachteter, exklusive verpachte-
ter Flächen). Die sonstigen Flächen werden nicht in die Kultur-
fläche einbezogen.
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Kulturlandschaft

Als Kulturlandschaft bezeichnet man die im Laufe der Jahrhun-
derte von den Menschen gestaltete und meistens auch weiter-
hin gepflegte, „humanisierte“ Erdoberfläche. Sie zeigt Vegetati-
onsgesellschaften, deren Zusammensetzung und Gestaltung 
vom Menschen und seiner Nutzung bestimmt werden. Die In-
dustrielandschaft ist ebenfalls ein Teil der Kulturlandschaft (Ge-
gensatz: Naturlandschaft).

Kulturweiden

In Weidenutzung stehende, mähbare Grünlandflächen. 

Land- und Forstwirtschaft

Mit dem EU-Beitritt gelten das ESVG 95 und das Handbuch zur 
Land- und forstwirtschaftlichen Gesamtrechnung (Rev. 1) von 
EUROSTAT. Der Wirtschaftsbereich Landwirtschaft gilt als die 
Zusammenfassung aller örtlichen fachlichen Einheiten, welche 
die folgenden wirtschaftlichen Tätigkeiten ausüben: Pflanzen-
bau (einschließlich der Erzeugung von Wein und Olivenöl aus 
selbst angebauten Trauben und Oliven), Tierhaltung, gemischte 
Landwirtschaft, landwirtschaftliche Lohnarbeiten und gewerb-
liche Jagd. Seine Produktion stammt aus landwirtschaftlichen 
Tätigkeiten und davon nicht trennbaren nichtlandwirtschaft-
lichen Nebentätigkeiten landwirtschaftlicher Einheiten. Die 
Forstwirtschaft umfasst örtliche fachliche Einheiten, die als cha-
rakteristische Tätigkeit die Forstwirtschaft und die Erbringung 
von Dienstleistungen auf der forstwirtschaftlichen Erzeugerstufe 
ausüben. Die Land- und Forstwirtschaft entspricht den Abtei-
lungen 01 und 02 der Systematik der Wirtschaftszweige von 
EUROSTAT (NACE Rev. 1); das Landwirtschaftsabkommen der 
WTO bezeichnet die Kapitel 1 bis 24 und einige weitere Pro-
dukte des Harmonisierten Systems als landwirtschaftliche Pro-
dukte.

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF)

Summe aus Ackerland (einschließlich Bracheflächen), Hausgär-
ten, Obstanlagen, Weingärten, Reb- und Baumschulen, Forst-
baumschulen, Energieholzflächen, Christbaumflächen, ein- und 
mehrmähdigen Wiesen, Kulturweiden, Hutweiden, Streuwiesen, 
Almen und Bergmähdern.

Landwirtschaftlicher Arbeitseinsatz

Laut EUROSTAT-Zielmethodik umfasst der landwirtschaftliche 
Arbeitseinsatz alle tatsächlich ausgeführten Arbeiten im Zusam-
menhang mit der Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
sowie die nicht trennbaren nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten 
der den Wirtschaftsbereich ausmachenden landwirtschaftlichen 
Einheiten (Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Urlaub 
am Bauernhof usw.). Auch Personen im Ruhestandsalter, die 
weiterhin im Betrieb arbeiten, sind bei der Ermittlung des land-
wirtschaftlichen Arbeitseinsatzes miteinzubeziehen.

Landwirtschaftsabkommen

Ist ein Abkommen im Rahmen der WTO. Es ist seit Juli 1995 in 
Kraft und beinhaltet Verpflichtungen der Industriestaaten zum 
Abbau von Exportstützungen, zum Abbau nichttarifärer Han-
delshemmnisse und Verpflichtungen für einen Mindestmarktzu-
tritt sowie Regeln betreffend die internen Stützungen der Land-
wirtschaft (siehe auch: CSE und PSE). Damit wurde auch die 
Landwirtschaft umfassend in das Regelwerk der multilateralen 
Welthandelsspielregeln eingebunden.

Landwirtschaftskammern

Öffentlich-rechtliche Körperschaften zur Wahrung der Interes-
sen und Belange der Land- und Forstwirte. Sie sind in Öster-
reich föderalistisch organisiert, das heißt, in jedem Bundesland 
gibt es eine Landwirtschaftskammer. Diese Kammern sind Mit-
glied in der Landwirtschaftskammer Österreich.

Leistungsbilanz

Ist die Gegenüberstellung der Werte der in einer Periode (meist 
ein Jahr) verzeichneten Exporte und Importe von Waren (Han-
delsbilanz) und Dienstleistungen; neben der Kapital- und Devi-
senbilanz ein Teil der Zahlungsbilanz.

LEADER+ (Liaison entre Actions de Developpement de 
l’Economie Rurale; Verbindung zwischen Aktionen zur Entwick-
lung der Wirtschaft im ländlichen Raum)

LEADER+ fördert neuartige und hochwertige integrierte Strate-
gien der gebietsbezogenen ländlichen Entwicklung und bietet 
Impulse zu deren Durchführung. Leitziel des österreichischen 
LEADER+-Programms ist es, den ländlichen Raum in seiner 
Funktionsfähigkeit als Lebens- und Wirtschaftsraum unter Be-
wahrung und Unterstützung regionaler Identitäten zu erhalten 
und zu entwickeln. Rechtliche Grundlage sind die am 14. April 
2000 veröffentlichten Leitlinien der Kommission für LEADER+. 

LFBIS
(Land- und forstwirtschaftliches Betriebsinformationssystem)

Das LFBIS ermöglicht dem Bund die Zusammenführung einzel-
betrieblicher Daten in einem land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebsinformationssystem und schreibt gemäß LFBIS-Gesetz 
1980 die Übermittlung bestimmter Daten an Länder und 
 Kammern vor. Die Identifikation des Betriebes erfolgt durch die 
Betriebsnummer. Das LFBIS enthält u. a. Daten der Betriebs-
statistik und der Agrarförderungen. Die Stammdatei des LFBIS 
(Betriebsnummer, Betriebsinhaber, Adresse des Betriebes) wird 
von der Statistik Austria geführt, die technische Betreuung er-
folgt über das LFRZ.

LFRZ
(Land-, Forst- und Wasserwirtschaftliches Rechenzentrum)

Dieses Rechenzentrum ist ein Verein. Wichtigstes Mitglied ist 
das BMLFUW. Das LFRZ betreut technisch verschiedene Da-
tenbanken wie zum Beispiel ALFIS oder LFBIS.

Lohnansatz

Der Lohnansatz ist die Bewertung der Arbeitsleistung der nicht 
entlohnten Arbeitskräfte in Anlehnung an die Kollektivverträge 
für Dienstnehmer in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
der einzelnen Bundesländer zuzüglich des Betriebsleiterzu-
schlags für die Managementtätigkeit. Die Höhe des Betriebs-
leiterzuschlages errechnet sich als Prozentsatz vom Gesamt-
standarddeckungsbeitrag des Betriebes. Der Berechnung des 
Lohnansatzes werden bei Personen mit mehr als 270 Arbeits-
tagen pro Jahr die tatsächlich geleisteten Arbeitstage zugrunde 
gelegt.
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Maastrichter Vertrag

Der Maastrichter Vertrag (auch Vertrag über die Europäische 
Union) stellte bis zur Reform durch den Amsterdamer Vertrag 
die umfassendste Reform des europäischen Gemeinschafts-
rechts dar. Nach der Unterzeichnung des Vertrages am 7. Fe-
bruar 1992 und seiner Ratifikation durch die Parlamente und 
zuständigen Gremien der Mitgliedstaaten trat er am 1. Novem-
ber 1993 in Kraft. Der Vertrag gründete eine Europäische Union 
(EU), die auf drei Säulen fußt:

•  der reformierten Europäischen Gemeinschaft
•  der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
•  der Kooperation im Bereich Justiz und Inneres.

Im Zentrum des Vertrages steht die Verankerung der Wirt-
schafts- und Währungsunion (WWU) mit der Zielsetzung einer 
gemeinsamen europäischen Währung. Der Maastrichter Vertrag 
folgt keinen einheitlichen Ordungsvorstellungen, vielmehr spie-
gelt er die unterschiedlichen nationalen Leitbilder des Integrati-
onsprozesses wider. In vielen Sachbereichen konnte lediglich 
der kleinste gemeinsame Nenner festgeschrieben werden. Auf-
grund der Erhöhung der politischen Entscheidungsverfahren 
durch die Einführung des Mitentscheidungsverfahrens und die 
Schaffung neuer Institutionen ist das politische System der EU 
noch komplexer geworden. Diese und andere Probleme haben 
Bemühungen um eine Revision des Vertragswerkes eingeleitet, 
die im Juni 1997 zu den Beschlüssen des Europäischen Rates 
in Amsterdam, das heißt zum Amsterdamer Vertrag, geführt 
haben. Im Zentrum der Überlegungen standen diesbezüglich 
die Vereinfachung der Entscheidungsverfahren, die Optimierung 
der Kompetenzverteilung zwischen der EU und den Mitglied-
staaten sowie die Stärkung der demokratischen Legitimation 
der europäischen Politik.

Mais für Corn-cob-mix (CCM)

Als Kolben (Körner und Spindel) geerntet, als CCM-Silage in der 
Schweinemast vorgesehen.

Marktordnung (Gemeinsame Marktorganisation, GMO)

EU-Marktorganisationen gibt es in 22 Produktionsgruppen. Die 
wichtigsten sind Milch, Getreide, Rindfleisch, Schweinefleisch, 
Schaf- und Ziegenfleisch, Obst, Gemüse, Wein, Ölsaaten, 
 Zucker, Eier und Geflügel. Sie regeln die Ein- und Ausfuhr, die 
Intervention und teilweise die Gewährung von Direktzahlungen 
zur Preis- und Absatzsicherung.

Massentierhaltung

Nach dem UVP-Gesetz gelten folgenden Größen: 21.000 Lege-
hennenplätze, 42.000 Junghennenplätze, 42.000 Mastgeflügel-
plätze, 700 Mastschweineplätze, 250 Sauenplätze. Bei ge-
mischten Beständen werden Prozentsätze der jeweils erreichten 
Platzzahlen addiert. Ab einer Summe von 100 % ist die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen; Platzzahlen 
bis 5 % bleiben unberücksichtigt.

Median und Quartil

Eine aufsteigend sortierte Population wird durch den Median in 
zwei Hälften mit jeweils gleicher Fallanzahl geteilt; der Median 
ist also der „mittlere Wert“ einer Verteilung. Quartille teilen die 
Population in vier gleiche Teile.

Mehrfachantrag Flächen, Mehrfachantrag Tiere

Der Mehrfachantrag, der aus mehreren Formularteilen besteht, 
dient dem Antragsteller zur Beantragung seiner Flächenförde-
rungen bei der zuständigen Erfassungsbezirksbauernkammer. 
Dieser wird dem Antragsteller einmal jährlich vor der Antragstel-
lung übermittelt. Die Formularteile im Einzelnen sind:

• Mantelantrag Seite 1: Daten des Antragstellers
•  Mantelantrag Seite 2: Beantragte Förderungen (Betriebs-

prämie, AZ, ÖPUL usw.)
•  Zusatzblatt zu Seite 1: zusätzliche Betriebsadressen
•  Flächenbogen: Feldstücknutzung mit Schlaginformationen 

und ÖPUL-Codes
•  Tierliste: Tierarten
•  Haltung und Aufzucht gefährdeter Tierrassen
•  Almauftriebsliste: enthält Almdaten, Auftreiber, aufgetriebene 

Tiere
•  Zusatzblatt mitbestoßene Almen: enthält Almdaten mit-

bestoßener Almen
•  Auch die Rinder- und Schaf-/Ziegenprämien können seit 

2000 mit einem gemeinsamen Antrag beantragt werden.

Mid-Term-Review (Halbzeitbewertung)

Im Rahmen der Agenda 2000-Vereinbarung, die bis 2006 läuft, 
wurde für bestimmte Sektoren eine Halbzeitprüfung 2002/03 
vorgesehen. Die Überprüfung betrifft insbesondere Getreide, 
Rindfleisch, Milch – vor allem ein Bericht über die Quotenrege-
lung – sowie zusätzliche Mittel für Maßnahmen zur Entwicklung 
des ländlichen Raums (durch Modulation oder degressive GAP-
Prämien). Eine entsprechende Mitteilung der EK an den Rat und 
das Europäische Parlament wurde am 10. Juli 2002 vorgelegt. 

Milchlieferleistung

Im statistischen Sinne ist derjenige Teil der Milcherzeugung 
 gemeint, welcher den milchwirtschaftlichen Betrieb verlässt und 
an die Molkereien und Käsereien angeliefert wird. Nach der 
 Garantiemengenverordnung werden die Molkereien und Käse-
reien als „Abnehmer“ bezeichnet. Rund drei Viertel der Roh-
milcherzeugung kommen als Lieferleistung in die Molkereien 
und Käsereien; das ist im internationalen Vergleich ziemlich 
niedrig. Die Milchlieferleistung wird statistisch von der AMA 
(Agrarmarkt Austria) erfasst.

NACE Rev. 1

Allgemeine Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäi-
schen Union. Die NACE Rev. 1 ist eine vierstellige Klassifikation 
der wirtschaftlichen Tätigkeiten, die 1990 ausgearbeitet wurde. 
Es handelt sich hierbei um eine überarbeitete Fassung der 
 Allgemeinen Systematik der Wirtschaftszweige in den Europäi-
schen Gemeinschaften, die unter dem Akronym NACE bekannt 
ist und 1970 zum ersten Mal von EUROSTAT veröffentlicht 
wurde.

Nachhaltigkeit

Die Nachhaltigkeit im weitesten Sinne wird als die Überlebens-
fähigkeit des Systems „Mensch in seiner Umwelt“ verstanden. 
Demnach ist die nachhaltige Entwicklung (englisch: sustainable 
development) die Bezeichnung einer Entwicklung, in welcher 
Bedürfnisse heutiger Generationen befriedigt werden sollen, 
ohne die Bedürfnisse kommender Generationen zu gefährden 
(siehe auch: Tragfähigkeit).
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Nachwachsende Rohstoffe (Organische Stoffe pflanzlichen 
oder tierischen Ursprungs, die als Industriepflanzen bzw. Indus-
trierohstoffe im Nicht-Nahrungsmittelsektor verwendet werden)

Es handelt sich im Allgemeinen um ein- oder mehrjährige Nutz-
pflanzen, die auf land- und forstwirtschaftlichen Nutzflächen 
ausschließlich zur industriellen und energetischen Verwertung 
angebaut werden. Die konkreten Verwendungsmöglichkeiten 
der nachwachsenden Rohstoffe sind sehr vielfältig. Energie-
pflanzen (Raps, Getreide, Holz u. a.) dienen zur Erzeugung von 
Energie, Faserpflanzen (Lein, Hanf) sind zur Papier- und Textil-
herstellung geeignet. Daneben können verschiedene Pflanzen 
Grundstoffe für Arzneimittel, Gewürze, für chemische Prozesse 
und für Bau- und Werkstoffe bereitstellen. Vorteile der nach-
wachsenden Rohstoffe sind die Unerschöpfbarkeit (im Gegen-
satz zu fossilen Rohstoffen sind die nachwachsenden unendlich 
lange verfügbar) und die Umweltverträglichkeit. Die Produkte 
sind biologisch abbaubar und deswegen weniger umwelt-
belastend. Hinzu kommt, dass die Pflanzen bei ihrer Verbren-
nung oder Mineralisation nur so viel Kohlendioxid an die Atmo-
sphäre abgeben, wie sie vorher der Luft entnommen haben. Da 
die Freisetzung von Kohlendioxid durch die Verbrennung der 
fossilen Rohstoffe den Treibhauseffekt mit verursacht, wird die 
Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen als Klimaschutz-
strategie angesehen (siehe auch: Biomasse).

Nationale Beihilfe (Wahrungsregelung)

Eine Nationale Beihilfe wird in jenen Fällen gewährt, wo die AZ 
nicht ausreicht, die bisherige nationale Förderung zu kompen-
sieren. Der Förderungsbetrag dieser Beihilfe errechnet sich aus 
der Differenz der AZ zur entsprechenden Höhe der nationalen 
Direktzahlungen im Jahre 1993 (Bergbauernzuschuss, benach-
teiligte Gebiete, Bewirtschaftungsprämien der Länder). Die Na-
tionale Beihilfe ist laut Beitrittsvertrag auf zehn Jahre limitiert. 
Sie wird auch dann gewährt, wenn die im Jahre 1993 geför-
derten Flächen nicht im benachteiligten Gebiet laut Gemein-
schaftsverzeichnis liegen. Die Nationale Beihilfe ist mit Ende 
2004 ausgelaufen. 

Nationalpark

Ist eine großräumige Naturlandschaft, die durch ihre besondere 
Eigenart oft keine Parallelen auf der Erde mehr hat. Die Konven-
tionen von London (1923) und Washington (1942) legten bereits 
die wesentlichen Kriterien fest:

• hervorragendes Gebiet von nationaler Bedeutung;
• öffentliche Kontrolle, d. h. Verwaltung und Finanzierung 

durch die zentrale Regierung, die nach Möglichkeit auch der 
 Eigentümer des Gebietes sein soll;

• strenger gesetzlicher Schutz mit weitgehenden Nutzungs-
verboten (z. B. Jagd) oder -beschränkungen (z. B. wirtschaft-
liche Nutzung);

• Erschließung für die Menschen und Anlage von Erholungs-
einrichtungen.

Natura 2000

Natura 2000 befasst sich mit der Erhaltung und nachhaltigen 
Bewirtschaftung der in der EU vorkommenden gefährdeten 
 Lebensräume und Arten. Als Mitglied der EU ist Österreich zur 
Umsetzung der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie und der Vogel-
schutzrichtlinie verpflichtet. An der Auswahl und Nennung von 
Natura-2000-Gebieten beteiligen sich alle Bundesländer. Die 
Ausweisung solcher Gebiete ist in Österreich Sache der Lan-
desregierungen. Die gemeldeten Gebiete werden von der 
 EU-Kommission auf ihre fachliche Eignung geprüft.

Nebenerwerbsbetrieb

Als Nebenerwerbsbetrieb wird ein Betrieb bezeichnet, der unter 
jenen Grenzen liegt, welche für einen Haupterwerbsbetrieb per 
definitionem festgelegt sind.

Nettobetriebsüberschuss

= Faktoreinkommen – Arbeitnehmerentgelt 

Der Nettobetriebsüberschuss (Nettoselbstständigeneinkom-
men) misst den Ertrag aus Grund und Boden, Kapital und nicht 
entlohnter Arbeit. 

Nettoinvestitionen in bauliche Anlagen,
Maschinen und Geräte

Ist die Veränderung des Wertes der Grundverbesserungen, der 
Gebäude sowie der Maschinen und Geräte zwischen 1. Jänner 
und 31. Dezember desselben Jahres.

Nettosozialprodukt

Das Nettosozialprodukt ergibt sich aus dem Bruttosozialpro-
dukt, vermindert um Steuern und Abschreibungen.

Nettounternehmensgewinn

= Nettobetriebsüberschuss + empfangene Zinsen – gezahlte 
Zinsen – gezahlte Pachten

Der Nettounternehmensgewinn misst die Entlohnung der nicht 
entlohnten Arbeit, des den Einheiten gehörenden Grund und 
Bodens sowie des Kapitals.

Nettowertschöpfung

= Produktion – Vorleistungen – Abschreibungen

Die Nettowertschöpfung des land-/forstwirtschaftlichen Wirt-
schaftsbereichs misst den Wert, der von sämtlichen land-/forst-
wirtschaftlichen örtlichen FE geschaffen wird, nach Abzug der 
Abschreibungen. Da der Produktionswert zu Herstellungsprei-
sen und die Vorleistungen zu Käuferpreisen bewertet werden, 
enthält sie die Gütersubventionen abzüglich der Gütersteuern.

Nicht entlohnte AK (nAK)

Sie errechnen sich aus den Arbeitszeiten der nicht entlohnten 
Arbeitskräfte, die für den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
geleistet werden.

Nicht mehr genutztes Grünland

Grünlandfläche, die im Erhebungsjahr nicht landwirtschaftlich 
genutzt bzw. nicht bewirtschaftet wird. Das nicht mehr genutzte 
Grünland wird – in Anpassung an die EU – den „sonstigen 
 Flächen“ zugerechnet.

Nicht trennbare nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeiten

• Tätigkeiten, die eng mit der landwirtschaftlichen Erzeugung 
verbunden sind und von der landwirtschaftlichen Haupttätig-
keit nicht getrennt werden können.

 Es werden zwei Arten von nichtlandwirtschaftlichen Neben-
tätigkeiten unterschieden:

–  Tätigkeiten, die eine Fortführung der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit darstellen und wobei landwirtschaftliche Er-
zeugnisse verwendet werden (z. B. Verarbeitung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse im Betrieb)

–  Tätigkeiten, bei denen der Betrieb und die landwirtschaft-
lichen Produktionsmittel genutzt werden (z.B. Urlaub am 
Bauernhof). 
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NUTS (Nomenclature des Unités Territoriales Statistiques)

Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik ist eine allge-
meine, hierarchisch aufgebaute, dreistufige territoriale Gliede-
rung der EU-Staaten (NUTS I, II, III), wobei die NUTS-Einheiten 
in der Regel aus einer Verwaltungseinheit oder einer Gruppie-
rung mehrerer Einheiten bestehen. Die NUTS-Gliederung dient 
sowohl statistischen Zwecken als auch – auf den Ebenen II und 
III – zur Strukturierung von Regionalförderungen. Sie gliedert 
 Österreich in folgende Einheiten:

•  Ebene NUTS I: drei Einheiten: Ostösterreich: (Burgenland, 
Niederösterreich, Wien), Südösterreich: (Kärnten, Steier-
mark) und Westösterreich (Oberösterreich, Salzburg, Tirol, 
Vorarlberg).

•  Ebene NUTS II: Grundverwaltungseinheiten: die neun Bun-
desländer.

•  Ebene NUTS III: Unterteilungen der Grundverwaltungsein-
heiten: 35 Einheiten; davon bestehen 26 aus einem oder 
mehreren politischen Bezirken, acht sind zusätzlich auch 
mittels Gerichtsbezirken abgegrenzt, Wien bleibt ungeteilt.

Obstanlagen

Anlagen, die zur Obsterzeugung (einschließlich Beerenobst, 
ausgenommen Erdbeeren) bestimmt sind. Es zählen sowohl die 
Formen mit nur geringen Baumabständen (Intensivobst) als 
auch mit größeren Abständen in möglicher Vergesellschaftung 
mit anderen Kulturen dazu.

Ödland

Gelände, das nicht land- oder forstwirtschaftlich genutzt wird, 
aber kultiviert werden könnte (z. B. Heide- oder Moorflächen) 
oder anderweitig genutzt wird (z. B. Sand- oder Schottergruben 
oder zur Torfgewinnung). Als Ödland werden auch vegetations-
lose oder vegetationsarme, von Menschen nicht genutzte 
 Flächen verstanden. Eine Aufforstung ist auf diesen oft nicht 
möglich.

OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammen arbeit und Ent-
wicklung wurde am 1. Oktober 1961 als Nachfolge organisation 
der OEEC gegründet. Ihr Sitz ist in Paris. Die Aufgaben liegen 
im Bereich der Optimierung der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten sowie der Koordination ihrer Entwick-
lungspolitik. Weitere vorrangige Ziele sind die  Steigerung des 
Wirtschaftswachstums, die Vollbeschäftigung, die Geldwert-
stabilität und die Ausweitung des Welthandels in den Mitglied-
staaten. Mitgliedstaaten sind: EU-25, Australien, Korea, Island, 
Japan, Kanada, Mexiko, Neuseeland, Norwegen, Schweiz, 
Türkei, USA.

Öffentliche Gelder insgesamt

Sie setzen sich zusammen aus „öffentlichen Geldern des Er-
trages“ und Investitionszuschüssen.

Öffentliche Gelder des Ertrages

Sind die mit der Bewirtschaftung des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes in Zusammenhang stehenden Geldtransfer-
leistungen der öffentlichen Hand (EU, Bund, Länder und 
 Gemeinden), die einem Betrieb direkt zur Verfügung stehen. Da-
runter fallen derzeit:

•  Marktordnungsprämien (Flächen-, Tier- und Produktprä-
mien)

•  Umweltprämien (ÖPUL, sonstige Umweltprämien)
•  Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete
•  Zinsenzuschüsse

•  Niederlassungsprämie
•  Umstrukturierungshilfe Weinbau
•  Forstförderungen
•  Naturschädenabgeltung aus öffentlicher Hand (z. B. Zah-

lungen aus dem Katastrophenfonds)
•  Zuschüsse für Betriebsmittelzukäufe

ÖPUL (Österreichisches Programm einer umweltgerechten, ex-
tensiven und den natürlichen Lebensraum schützenden Land-
wirtschaft)

Das ÖPUL ist nach der VO 2078/92 der EU erstellt worden. Die 
Genehmigung durch die Kommission erfolgte am 7. Juni 1995. 
Das ÖPUL 2000 basiert auf der EU-VO 1257/99 zur ländlichen 
Entwicklung. Die wichtigsten Ziele des österreichischen Um-
weltprogramms sind die Beibehaltung bzw. Umsetzung einer 
umweltgerechten Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
 Flächen zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt sowie 
die Erhaltung des natürlichen Lebensraumes. Weiters werden 
landwirtschaftliche Produktionsverfahren gefördert, welche die 
umweltschädigenden Auswirkungen der Landwirtschaft ver-
ringern helfen, was gleichzeitig zu einer Verbesserung des 
Marktgleichgewichtes beiträgt. Es soll weiters die Extensivie-
rung der pflanzlichen und tierischen Produktion fördern und 
einen Anreiz für die langfristige Stilllegung von landwirtschaft-
lichen Flächen und Pflegemaßnahmen aus Gründen des Um-
weltschutzes bieten. Die Sicherung angemessener Einkommen 
in der Landwirtschaft sowie die Sensibilisierung und Ausbildung 
der Landwirte bezüglich der Belange des Umweltschutzes und 
der Erhaltung des natürlichen Lebensraumes sind weitere 
Schwerpunkte des ÖPUL.

Örtliche fachliche Einheiten (FE)

Das ESVG unterscheidet zwei Arten von statistischen Einheiten, 
die unterschiedlich zusammengefasst werden und unterschied-
lichen Analysezwecken dienen:

•  Institutionelle Einheiten: Wirtschaftliche Einheiten, die Eigen-
tümer von Waren und Vermögenswerten sein können und 
eigenständig Verbindlichkeiten eingehen, wirtschaftliche Tä-
tigkeiten ausüben und Transaktionen mit anderen Einheiten 
vornehmen können. Institutionelle Einheiten werden zu insti-
tutionellen Sektoren zusammengefasst.

•  Örtliche fachliche Einheiten: Eine örtliche fachliche Einheit 
umfasst sämtliche Teile einer institutionellen Einheit, die an 
einem Standort oder an mehreren nahe beieinanderlie-
genden Standorten zu einer Produktionstätigkeit entspre-
chend der vierstelligen Ebene (Klasse) der Klassifikation der 
Wirtschaftsbereiche NACE Rev. 1 beitragen.

Zwischen institutionellen Einheiten und örtlichen fachlichen Ein-
heiten besteht eine hierarchische Beziehung: Eine institutionelle 
Einheit umfasst eine oder mehrere örtliche fachliche Einheiten. 
Eine örtliche Einheit gehört jeweils zu nur einer institutionellen 
Einheit.

Partielle Produktivität

•  Die Arbeitsproduktivität der Land- und Forstwirtschaft ist der 
Beitrag dieses Sektors zum Bruttoinlandsprodukt zu Faktor-
kosten je Beschäftigten.

•  Die Flächenproduktivität der Landwirtschaft ist der Wert ihrer 
Endproduktion pro Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche. 

Für den zeitlichen Vergleich werden sowohl die Arbeitsproduk-
tivität als auch die Flächenproduktivität als reale Größen be-
trachtet und zu konstanten Preisen einer Basisperiode berech-
net.
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Pauschalierung

Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, welche die festge-
legten Buchführungsgrenzen des § 125 BAO (Bundesabgaben-
ordnung) nicht überschreiten, gibt es bei der Einkommensteuer 
und Umsatzsteuer Vereinfachungsmöglichkeiten. Bei der Ein-
kommensteuer erfolgt daher die Gewinnermittlung im Rahmen 
einer Voll- oder Teilpauschalierung (Pauschalierung der Aus-
gaben) (siehe auch: Gewinnermittlung für Land- und Forstwirte, 
Mehrwertsteuer und Vorsteuer). Bei der Umsatzsteuer werden 
Umsatzsteuersatz und Vorsteuerpauschale in gleicher Höhe an-
gesetzt.

Pensionistenbetrieb

Pensionistenbetriebe sind Betriebe, bei denen die Pensionsbe-
züge die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft übersteigen.

Personalaufwand

Löhne und Gehälter inklusive aller gesetzlicher und freiwilliger 
Sozialleistungen, Verpflegung und Deputate für entlohnte 
 Arbeitskräfte.

Private Lagerhaltung

Als Zuschuss zu den Lagerkosten bei Einlagerung von Pro-
dukten (wie Butter, Rahm, Fleisch) kann eine Beihilfe gewährt 
werden. Der Einlagerer ist der Eigentümer der Ware (im Gegen-
satz zur Intervention).

Privatverbrauch des Unternehmerhaushalts

Er setzt sich zusammen aus:

•  Ausgaben für die laufende Haushaltsführung ohne Aus-
gedinge inkl. PKW-Privatanteil

•  Aufwand für das Wohnhaus inkl. AfA (ohne Anteil für das 
Ausgedinge)

•  Aufwand für sonstige private Anschaffungen
•  privaten Steuern (z. B. Einkommensteuer, Grundsteuer für 

Wohnhaus)
•  privaten Versicherungen
•  bewerteten Naturallieferungen an den Haushalt
•  Saldo der privaten Vermögensbildung.

Produktionsgebiete

Aufgrund der Vielfalt der Landschaften und Klimagebiete Öster-
reichs, die sehr unterschiedliche natürliche Produktionsvoraus-
setzungen für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
schaffen, wurde Anfang der Fünfzigerjahre eine Gliederung des 
Bundesgebietes in acht landwirtschaftliche Hauptproduktions-
gebiete vorgenommen; diese wurden später noch in Kleinpro-
duktionsgebiete unterteilt. Die Feststellung und Abgrenzung der 
landwirtschaftlichen Kleinproduktionsgebiete als kleinräumige 
Gebiete mit ähnlichen natürlichen, wirtschaftlichen und agrar-
strukturellen Produktionsbedingungen dient der genaueren 
Kenntnis der Vielfalt des österreichischen Agrarraumes. Die ein-
zelnen Hauptproduktionsgebiete haben an folgenden Bundes-
ländern Anteil:

1.  Hochalpen: Kärnten, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg

2.  Voralpen: Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Stei-
ermark, Vorarlberg, Wien

3.  Alpenostrand: Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Stei-
ermark

4.  Wald- und Mühlviertel: Niederösterreich, Oberösterreich

5.  Kärntner Becken: Kärnten

6. Alpenvorland: Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, 
Vorarlberg

7.  Südöstl. Flach- und Hügelland: Burgenland, Steiermark

8. Nordöstl. Flach- und Hügelland: Burgenland, Niederöster-
reich, Wien

Produktionswert

Umfasst die Summe der Produktion an landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen (pflanzliche und tierische Produktion) und die im 
Rahmen nicht trennbarer nichtlandwirtschaftlicher Nebentätig-
keiten produzierten Waren und Dienstleistungen.

PSE (Producer Support Estimate)

Die OECD berechnet und publiziert jährlich eine wichtige inter-
nationale Kennzahl zur Agrarpolitik, das sogenannte PSE (Pro-
ducer Support Estimate). Das PSE misst die Transferzahlungen, 
die von den Steuerzahlern und Konsumenten an die Landwirte 
fließen. Das PSE wird für verschiedene Produkte auf Länder-
ebene berechnet. Die Werte für Österreich wurden nur bis 1994 
berechnet und publiziert, da Österreich seit 1995 im Aggregat 
„Europäische Union“ inkludiert ist. Es wird auch ein „General-
PSE“ veröffentlicht, das über die verschiedenen Produktmärkte 
hinweg ein Maß für die Unterstützung der Landwirtschaft ist. 
Hauptbestandteil des PSE ist die Marktpreisstützung.

PSE-Fleisch (pale, soft, exudative = bleich, weich, wässrig)

Ungünstige Fleischbeschaffenheit; bedingt je nach dem Aus-
prägungsgrad eine Güteminderung oder eine Einschränkung 
der Verwendungsfähigkeit. Die Ursachen sind genetisch be-
dingte und fütterungsbedingte Stoffwechselstörungen. Sie tre-
ten bei unsachgemäßer (bzw. zu lang dauernder) Beförderung, 
Betäubung oder Schlachtung verstärkt in Erscheinung, insbe-
sondere bei den typischen (stressanfälligen) Fleischrassen.

Quoten- und Referenzmengen

Ist die Menge eines Produktes oder eines Produktionsfaktors, 
für die besondere Bedingungen (z. B. Preise, Förderungen, Be-
freiung von Abschlägen) gelten, z. B. Referenzmengen bei 
Milch, Rindern und Hartweizen.

Reb- und Baumschulen

Flächen mit jungen verholzenden Pflanzen im Freiland, die zum 
Auspflanzen bestimmt sind.

a)  Rebschulen und Rebschnittgärten für Unterlagen,

b)  Obstgehölze,

c)  Ziergehölze sowie

d)  Bäume und Sträucher für die Bepflanzung von Gärten, Parks, 
Straßen und Böschungen, z. B. Heckenpflanzen, Rosen und 
sonstige Ziersträucher, Zierkoniferen, jeweils einschließlich 
Unterlagen und Jungpflanzen.

Rechtsquellen der EU

Die Gemeinschaftsrechtsordnung steht grundsätzlich über den 
nationalen Rechtsordnungen, bedarf zu ihrer Wirksamkeit je-
doch deren Unterstützung. Sie kennt folgende Haupt- und Ne-
benquellen:

•  Primäres Gemeinschaftsrecht: Gründungsverträge samt An-
hängen und Protokollen, Änderungen der Verträge, Beitritts-
verträge.

•  Sekundäres Gemeinschaftsrecht: Verordnungen, Richtlinien 
und Entscheidungen. Die Organe der Gemeinschaft können 
ihre Befugnisse nur nach Maßgabe der Gründungsverträge 
ausüben. Die aufgrund dieser Ermächtigungen geschaffenen 
Rechtsvorschriften werden sekundäres oder abgeleitetes 
Gemeinschaftsrecht genannt. Die Verordnung besitzt allge-
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meine Geltung, ist in allen Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat. Die Richtlinie ist für jeden Mit-
gliedstaat, an den sie gerichtet ist, hinsichtlich des zu er-
reichenden Zieles verbindlich, überlässt jedoch diesem die 
Wahl der Form und der Mittel zu ihrer Umsetzung. Die Ent-
scheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, 
die sie bezeichnet.

•  Allgemeine Rechtsgrundsätze
•  Internationale Abkommen der EU
•  Übereinkommen zwischen den Mitgliedstaaten.

Reduzierte landwirtschaftlich genutzte Fläche (RLF)

Sie setzt sich zusammen aus den normalertragsfähigen Flächen 
(Ackerland, Hausgärten, Obstanlagen, Weingärten, Reb- und 
Baumschulen, Forstbaumschulen, mehrmähdigen Wiesen, Kul-
turweiden), den mit Reduktionsfaktoren umgerechneten exten-
siven Dauergrünlandflächen (einmähdige Wiesen, Hutweiden, 
Streuwiesen, Almen und Bergmähder). Die Reduktion für exten-
sive Dauergrünlandflächen beträgt:

•  Einmähdige Wiesen: generell auf die Hälfte ihrer Fläche
•  Hutweiden: im Burgenland und in Niederösterreich auf ein 

Viertel, in den anderen Bundesländern auf ein Drittel
•  Streuwiesen: generell auf ein Drittel
•  Almen und Bergmähder: in Niederösterreich auf ein Drittel, in 

der Steiermark auf ein Viertel, in Oberösterreich auf ein Fünf-
tel, in Salzburg auf ein Sechstel, in Kärnten und Vorarlberg 
auf ein Siebentel, in Tirol auf ein Achtel.

Referenzmenge für Milch

Einzelbetriebliche Menge für Lieferungen (Anlieferungs- 
referenzmenge, A-Quote) bzw. für Direktverkäufe (Direktver-
kaufsreferenzmenge, auch D-Quote), die im jeweiligen Zwölf-
monatszeitraum an einen Abnehmer geliefert oder direkt an den 
Verbraucher verkauft werden kann, ohne dass dafür eine Zu-
satzabgabe zu entrichten ist.

Sachaufwand

(siehe auch Begriff Aufwand)

Der Sachaufwand des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes 
resultiert aus:

•  zugekauften Betriebsmitteln (z. B. Düngemittel, Saatgut, 
 Futtermittel, Energie)

•  Tierzukäufen; bei Zuchttieren wird als Aufwand die Differenz 
zwischen Ausgaben und Buchwert verrechnet

•  Zukauf von Dienstleistungen (z. B. Tierarzt, Maschinenring, 
Fremdreparaturen)

•  Mehr- und Minderwerten von Zukaufsvorräten
•  Hagel-, Vieh- und Waldbrandversicherung.

Sämereien und Pflanzgut

Flächen, auf denen Pflanzen zur Gewinnung von zum Verkauf 
bestimmten Saat- oder Pflanzgut – mit Ausnahme von Getreide, 
Hülsenfrüchten, Ölfrüchten, Kartoffeln – angebaut wurden. 
Hierzu zählt vor allem das Saatgut von Grünfutterpflanzen. Das 
Saat- und Pflanzgut für den Eigenbedarf des Betriebes
(z. B. vorgezogene Gemüsepflanzen wie Kohl- und Salatpflänz-
linge) wurde in den entsprechenden Positionen für die Kulturen 
erfasst.

SAL (Sonderauschuss Landwirtschaft)

Der Sonderausschuss Landwirtschaft (SAL) wurde durch einen 
Beschluss des Rates am 1. Mai 1960 eingerichtet. Er hat die 
Aufgabe, die Beschlüsse des Rates Landwirtschaft vor-
zubereiten.

Sapard

Das EU-Instrument Sapard (Special Accession Programme for 
Agriculture and Rural Development = Heranführungsinstrument 
„Sonderaktion zur Vorbereitung auf den Beitritt in den Bereichen 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklung“) soll die Übernahme 
des Gemeinschaftsrechts (siehe Artikel 2 der Verordnung [EG] 
Nr. 1268/1999) erleichtern. Darüber hinaus werden mit Sapard 
Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz und Wettbewerbs-
fähigkeit der Agrar- und Ernährungswirtschaft sowie zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und einer nachhaltigen Wirtschaftsent-
wicklung in den ländlichen Gebieten der Bewerberländer unter-
stützt. Für das Heranführungsinstrument sind bis 2006 Haus-
haltsmittel in Höhe von 520 Mio. EUR (Wert 1999) jährlich vor-
gesehen. Für Zypern und Malta hat der Rat ein eigenes Finanz-
programm zur Vorbereitung auf den Beitritt beschlossen.

Selbstversorgungsgrad

Ist das Verhältnis zwischen Inlandsproduktion und Inlandsver-
brauch. Schlussendlich soll das Konzept Aufschluss über einen 
größeren Bereich von Wechselbeziehungen zwischen Wirtschaft 
und Umwelt geben und neben den Umweltschutzaspekten auch 
die Bewirtschaftung und Nutzung der natürlichen Ressourcen 
berücksichtigen.

SITC

Siehe: Internationales Warenverzeichnis für den Außenhandel.

Sonstige Erträge

(siehe auch Begriff Aufwand)

Die sonstigen Erträge bestehen unter anderem aus:

•  Dienstleistungen im Rahmen des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes (z. B. Maschinenring)

•  Erträgen des landwirtschaftlichen Nebenbetriebes bzw. der 
Nebentätigkeit* (z. B. bäuerliche Gästebeherbergung, 
 Direktvermarktung und Buschenschank); Lieferungen aus 
der Urproduktion werden von diesen Erträgen abgezogen

•  Pachten, Mieterträgen, Versicherungs- und Nutzungsent-
schädigungen

•  Erlösen über dem Buchwert bei Anlagenverkauf (ausgenom-
men Boden)

•  Ertragszinsen für betriebliches Umlaufvermögen.
* Landwirtschaftliche Nebentätigkeit: Die Unterscheidung erfolgt nach 

der Gewerbeordnung (GWO), nicht nach der Steuergesetzgebung. 
Das wesentliche Kriterium für eine land- und forstwirtschaftliche 
Nebentätigkeit ist die Unterordnung unter den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb und die Durchführung der Nebentätigkeit mit den 
Ressourcen (z. B. Maschinen) des land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes. Weitere Kriterien sind der GWO zu entnehmen.

Sonstige Fläche des Betriebes

Zu den sonstigen Flächen des Betriebes zählen das nicht mehr 
genutzte Grünland, fließende und stehende Gewässer, unkulti-
vierte Moorflächen, Gebäude- und Hofflächen sowie sonstige 
unproduktive Flächen (Ödland, Wege, Ziergärten, Parkanlagen 
usw.).

Sonstiger Aufwand
(siehe auch Begriff Aufwand)

Der sonstige Aufwand des land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes besteht unter anderem aus:

•  Aufwand für den landwirtschaftlichen Nebenbetrieb bzw. 
Nebentätigkeit (z. B. bäuerliche Gästebeherbergung, Direkt-
vermarktung und Buschenschank)

•  Betriebsversicherung ohne Hagel-, Vieh- und Waldbrandver-
sicherung
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•  Allgemeinem Verwaltungsaufwand (z. B. Telefon, Entsor-
gung, allgemeine Kontrollgebühren)

•  Betrieblichen Steuern und Abgaben
•  Ausgedinge

Sonstige Produktionsabgaben

Infolge der Bewertung zu Herstellungspreisen wird bei den Pro-
duktionsabgaben zwischen „Gütersteuern“ und „sonstigen Pro-
duktionsabgaben“ unterschieden. Gemäß ESVG umfassen die 
„sonstigen Produktionsabgaben“ sämtliche Steuern, die von 
Unternehmen aufgrund ihrer Produktionstätigkeit, unabhängig 
von der Menge oder dem Wert der produzierten oder verkauften 
Güter, zu entrichten sind. Sie sind zahlbar auf den Grund und 
Boden, das Anlagevermögen oder die eingesetzten Arbeits-
kräfte. In der LGR werden als sonstige Produktionsabgaben
u. a. die Grundsteuer, KFZ-Steuer sowie die MwSt-Unterkom-
pensation infolge des Pauschlierungssystems verbucht.

Sonstige Subventionen

Infolge der Bewertung zu Herstellungspreisen wird bei den 
Agrarförderungen zwischen „Gütersubventionen“ und „son-
stigen Subventionen“ unterschieden. Die sonstigen Subventi-
onen umfassen laut ESVG alle an gebietsansässige Produkti-
onseinheiten gezahlten Subventionen, die nicht zu den Güter-
subventionen zählen. In der LGR werden u. a. die ÖPUL-Zah-
lungen sowie die Ausgleichszulage als sonstige Subventionen 
verbucht.

Sozialtransfers

Dazu zählen Kindergeld, Familienbeihilfe, Schulbeihilfen, Pen-
sionen, Arbeitslosengeld usw. des Unternehmerhaushalts.

Sozialversicherungsanstalt der Bauern (SVB)

Sie ist für die Abwicklung der für die soziale Sicherheit der 
 bäuerlichen Familien betreffenden Bereiche verantwortlich. 
Dazu zählen:

Pensionsversicherung (PV): In der Bauern-Pensionsversiche-
rung sind alle Personen versichert, die einen land- bzw. forst-
wirtschaftlichen Betrieb führen oder im Betrieb des Ehepartners, 
der Eltern, Groß-, Wahl-, Stiefund Schwiegereltern hauptberuf-
lich beschäftigt sind. Bei gemeinsamer Betriebsführung von 
Ehepartnern oder hauptberuflicher Beschäftigung eines Ehe-
partners im Betrieb des anderen sind beide mit der halben Bei-
tragsgrundlage versichert. Seit 2001 können sich auch Hof-
übergeber mit der halben Beitragsgrundlage (zusätzlich zum 
Betriebsführer) in der Pensions- und Krankenversicherung als 
hauptberuflich beschäftigte Angehörige versichern lassen. Die 
Pflichtversicherung besteht, wenn der Einheitswert des Be-
triebes den Betrag von 1.500 Euro erreicht bzw. übersteigt oder 
der Lebensunterhalt überwiegend aus den Einkünften aus der 
Land- und Forstwirtschaft bestritten wird.

Krankenversicherung (KV): In der Krankenversicherung besteht 
nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG) Pflicht-
versicherung dann, wenn der Einheitswert des bewirtschafteten 
Betriebes den Betrag von 1.500 Euro erreicht bzw. übersteigt 
oder der Lebensunterhalt überwiegend aus den Einkünften der 
Land- und Forstwirtschaft bestritten wird. Versichert sind neben 
dem Betriebsführer auch der Ehepartner sowie die Kinder, 
Enkel, Wahl-, Stief- und Schwiegerkinder, sofern sie im Betrieb 
hauptberuflich beschäftigt sind, und Bauernpensionisten. Seit 
2001 können sich auch Hofübergeber in der Kranken- und Pen-
sionsversicherung mit der halben Beitragsgrundlage als haupt-
beruflich beschäftigte Angehörige zusätzlich versichern lassen. 
Seit 2001 besteht eine beitragsfreie Anspruchsberechtigung 

von Angehörigen nur mehr unter bestimmten Umständen (Kin-
dererziehung, Pflegebedürftigkeit). Ansonsten wird vom zustän-
digen Krankenversicherungsträger ein Zusatzbeitrag vorge-
schrieben – Kinder allerdings sind jedenfalls beitragsfrei an-
spruchsberechtigt. Durch die Einführung des Zusatzbeitrags 
wird aber keine eigene Versicherung des Angehörigen begrün-
det. Die Ausnahme von der Bauern-Krankenversicherung durch 
eine andere Krankenversicherung des Ehegatten (Ehepartner- 
Subsidiarität) bestand ab dem Jahr 1999 nur mehr aufgrund der 
gesetzlichen Übergangsbestimmungen in bestimmten Fällen 
weiter. Wegen der dadurch entstandenen Wettbewerbsverzer-
rungen war die Aufhebung dieser Sonderregelung im Bereich 
des BSVG auch eine innerhalb der bäuerlichen Gruppe immer 
stärker artikulierte Forderung. Mit dem Sozialrechts-Änderungs-
gesetz 2004 wurde die Ehepartner-Subsidiarität ab 1. Oktober 
2004 weitgehend aufgehoben: alle Betriebe mit einer Betriebs-
beitragsgrundlage von 1.015 Euro und mehr wurden in die Ver-
sicherungs- und Beitragspflicht nach dem BSVG voll ein-
bezogen.

Unfallversicherung (UV): Die bäuerliche Unfallversicherung (UV) 
ist anders konzipiert als die beiden anderen Versicherungs-
zweige. Hier handelt es sich um eine Betriebsversicherung, bei 
der ein Betriebsbeitrag zu entrichten ist. Pflichtversicherung be-
steht, wenn der Einheitswert 150 Euro erreicht oder übersteigt, 
aber auch dann, wenn der Lebensunterhalt überwiegend aus 
den Einkünften aus der Land- und Forstwirtschaft bestritten 
wird. Der Unfallversicherungsschutz erstreckt sich auch auf die 
im Betrieb mittätigen Angehörigen (Ehegatte, Kinder, Enkel, 
Wahl-, Stiefund Schwiegerkinder, Eltern, Wahl-, Stief- und 
Schwiegereltern, Großeltern, Geschwister). Auch Jagd- und 
 Fischereipächter sind in der Unfallversicherung pflichtver-
sichert.

Pflegegeld: Anspruch auf Leistungen nach dem Bundespflege-
geldgesetz haben pflegebedürftige Personen, die eine Pension 
bzw. Vollrente beziehen. Das Pflegegeld wird abhängig vom 
Ausmaß des Pflegebedarfs gewährt. Je nach Zeitaufwand des 
notwendigen, ständigen Pflegebedarfs erfolgt die Einstufung in 
die Stufen 1 bis 7 durch die SVB.

Standarddeckungsbeitrag

Der Standarddeckungsbeitrag (SDB) nach Entscheidung der 
Kommission 85/377/EWG ist die Differenz zwischen dem stan-
dardisierten Geldwert der Bruttoerzeugung und dem standardi-
sierten Geldwert der anteiligen Aufwendungen, die dieser Er-
zeugung einfach zugerechnet werden können. Nicht zu den ab-
zuziehenden Kosten gehören die Arbeitskosten, die Kosten für 
die Mechanisierung, die Gebäudekosten und die Kosten für die 
meisten Arbeiten durch dritte Personen, insbesondere die Ern-
tekosten. Der SDB ist ein wirtschaftliches Kriterium, das in 
Geldwert ausgedrückt wird, und zwar bei pflanzlichen Merkma-
len je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche und bei tie-
rischen Merkmalen je Stück Vieh. Die Berechnungen werden 
grundsätzlich ohne Umsatzsteuer durchgeführt.

STAR-Ausschuss 

(Verwaltungsausschuss für Agrarstrukturen und ländliche Ent-
wicklung)

Der STAR-Ausschuss (Comité de questions des Structures 
 Agricoles et du developpment rural) unterstützt die Kommission 
bei der Verwaltung der Maßnahmen zur Entwicklung des länd-
lichen Raums. Er übernimmt in Bezug auf die Durchführungs-
vorschriften für die Entwicklung des ländlichen Raums, die Leit-
linien für die Gemeinschaftsinitiative Leader+ und die Genehmi-
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gung der SAPARD-Pläne die Funktionen eines Verwaltungsaus-
schusses. Außerdem wird der Ausschuss zu den Interventionen 
im Bereich der Agrarstrukturen und der ländlichen Entwicklung 
einschließlich der gemeinschaftlichen Förderkonzepte und ein-
heitlichen Programmplanungsdokumente für die Ziele 1 und 2 
der Strukturfonds konsultiert.

Statistik Austria

Nach dem Bundesstatistikgesetz hat die Statistik Austria alle 
statistischen Erhebungen und sonstigen Arbeiten zu machen, 
die über die Interessen eines einzelnen Bundeslandes hinaus-
gehen und die für die Bundesverwaltung von Bedeutung sind 
oder aufgrund unmittelbar innerstaatlich wirksamer völkerrecht-
licher Verpflichtungen von der Republik Österreich durchzufüh-
ren sind. Dabei obliegt der Statistik Austria nicht nur die Durch-
führung der Erhebungen, sondern auch die Auswertung und die 
Veröffentlichung der Ergebnisse. Die Statistik Austria ist auch 
für die Zusammenarbeit mit dem EUROSTAT zuständig.

Statistik des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes

Die Statistik des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes von 
 EUROSTAT ist eine der Grundlagen für die Berechnung der 
landwirtschaftlichen Einkommensindikatoren, welche die Ent-
wicklung und Höhe des landwirtschaftlichen Einkommens im 
Verhältnis zur Entwicklung des landwirtschaftlichen Arbeitsein-
satzes darstellen. Des Weiteren wird die LAE-Statistik für allge-
meine makro ökonomische Produktivitätsanalysen herangezo-
gen. Die diesen Daten zugrunde liegenden Zielkonzepte, Ver-
fahren und Definitionen finden sich in der Zielmethodik für die 
Statistik des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes (Rev. 1) von 
EUROSTAT.

Streuwiesen

Wiesen, die nur zur Streugewinnung geeignet sind. 

Strukturfonds

Förderungsinstrumente der EU-Regionalpolitik sind:

•  EFRE (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung)
•  Europäischer Sozialfonds
•  EAGFL (Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 

die Landwirtschaft).

Für den Zeitraum 2000 bis 2006 wird das bisherige System 
(1994 bis 1999) vereinfacht, indem die Zahl der vorrangigen 
Ziele der Strukturfonds von sechs auf drei reduziert wird. Die 
EU-Strukturfonds vergeben ihre finanziellen Mittel an rückstän-
dige Regionen, die auf der Grundlage von bestimmten priori-
tären Entwicklungszielen ausgewählt worden sind.

Nachstehend eine Übersicht über die neuen Ziele:

•  Ziel 1: Das neue Ziel 1 wird hauptsächlich den Regionen zu-
gute kommen, in denen das durchschnittliche BIP pro Ein-
wohner weniger als 75 % des Gesamtdurchschnitts der Eu-
ropäischen Union beträgt. Ihm werden auch weiterhin zwei 
Drittel der Strukturfondsmittel zugute kommen.

•  Ziel 2: Das neue Ziel 2 dient der wirtschaftlichen und sozi-
alen Umstellung der nicht unter Ziel 1 fallenden Regionen, 
die strukturelle Schwierigkeiten aufweisen:

•  Gebiete, die sich in wirtschaftlicher Umgestaltung von In-
dustrie und Dienstleistungen befinden;

•  ländliche Gebiete mit rückläufiger Entwicklung;
•  vom Fischereisektor abhängige Krisengebiete;
•  städtische Problemviertel.
•  Ziel 3: Das neue Ziel 3 wird alle Aktionen zur Entwicklung der 

Humanressourcen zusammenfassen, die nicht unter das 
neue Ziel 1 fallen.

TAFL (laut INVEKOS)

Tatsächlich genutzte Fläche (TAFL) umfasst die vom Kataster-
grundstück verwendeten Grundstücksanteile am Feldstück. Sie 
wird für jedes Grundstück bzw. Grundstückanteil des Feld-
stückes ermittelt und dient zur Berechnung der Förderung.

Tiergerechtheitsindex (TGI)

Zur Messung der Tiergerechtheit in der Tierhaltung wurde ein 
ganzheitliches Beurteilungssystem, der TGI, geschaffen. Er be-
urteilt ein Haltungssystem in den für die Tiere wichtigsten fünf 
Einflussbereichen Bewegungsmöglichkeit, Bodenbeschaffen-
heit, Sozialkontakt, Stallklima (einschließlich Lüftung und Licht) 
und Betreuungsintensität. In diesen Bereichen werden bis zu 
sieben Punkte vergeben (je tiergerechter, umso mehr). Die ge-
samte Punktezahl ergibt den TGI. Er kann zwischen 5 und 35 
liegen.

Tierische Bilanzen – Kennzahlen

• Bruttoeigenerzeugung (BEE) errechnet sich aus den unter-
suchten Schlachtungen plus Exporten minus Importen von 
lebenden Tieren.

• Absatz ist gleich untersuchte Schlachtungen plus Importe 
minus Exporte von Fleisch inkl. Verarbeitungswaren plus La-
gerdifferenzen.

• Verbrauch ist gleich Absatz plus nicht untersuchter Haus-
schlachtungen.

• Ausstoß ist gleich BEE plus nicht untersuchter Hausschlach-
tungen.

Tiervermögen

Alle Zucht- und Nutztiere werden unter dieser Position zusam-
mengefasst. Das Tiervermögen unterliegt nicht der Abschrei-
bung.

Trennstücke laut AZ

Als Trennstücke im Sinne der Erschwernisfeststellung des Berg-
höfekatasters gelten Feldstücke laut MFA-Flächen, wenn die 
Feldstücksgröße 1 ha tatsächlich genutzter Fläche nicht über-
schreitet (Feldstücke > 1 ha tatsächlich genutzter Fläche gelten 
nicht als BHK-Trennstücke). Eine BHK-Bewertung erfolgt erst 
ab dem vierten Trennstück eines Betriebes, da drei (der größten 
anrechenbaren) Feldstücke <= 1 ha nicht berücksichtigt werden 
(siehe auch BHK-Bewertungsschema im Kapitel Förderungen).

Triticale

Kreuzung von Weizen und Roggen; findet als Futtergetreide 
Verwendung.

Überschussabgabe bei Milch

Ist bei Überschreitung der nationalen A- oder D-Gesamtmenge 
an den Gemeinschaftshaushalt abzuführen. Sie beträgt 115 % 
des Milchrichtpreises. Die Überschussabgabe ist von den 
 Milcherzeugern, die über individuelle Quoten überliefert haben, 
zu entrichten, wobei bis zum Erreichen der nationalen Gesamt-
menge die Überlieferungen mit Unterlieferungen kompensiert 
(saldiert) werden. Seit 1. Jänner 2008 bezeichnet man diese 
 Abgabe als Überschussabgabe (siehe EU-Verordnung
Nr. 1234/2007).
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Übrige Einkünfte

Sie setzen sich zusammen aus Vermietung und Verpachtung, 
Zinsen aus dem Privatvermögen, Spekulationsgewinne bzw. 
-verluste und Sitzungsgelder.

Umlaufvermögen

Vermögensgegenstände, die zum Verkauf (ohne Tiere) oder Ver-
brauch bestimmt sind und beim einmaligen Gebrauch ver-
braucht werden. Weiters zählen alle aktiven Geldbestände (Kas-
senbestand, Guthaben bei Banken, Wertpapiere und Forde-
rungen) zum Umlaufvermögen.

Unternehmerhaushalt

Die Personen des Unternehmerhaushalts werden als wirtschaft-
liche Einheit gewertet. Für diese Einheit werden das Erwerbs-
einkommen, die Sozialtransfers und das Gesamteinkommen 
ausgewiesen. Dieser Personenkreis umfasst den/die 
Betriebsleiter(in), dessen/deren Partner(in) und die anderen Per-
sonen im gemeinsamen Haushalt, die bei der Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern pflichtversichert sind.

Verbraucherpreisindex (VPI)

Darstellung der Preisentwicklung eines für einen durchschnitt-
lichen Haushalt repräsentativen Warenkorbes. Der Verbraucher-
preisindex wird monatlich und jährlich von der Statistik Austria 
berechnet und publiziert. Der VPI ist ein Maßstab für die Ermitt-
lung der Inflationsrate (Veränderung der Kaufkraft des Geldes) 
(siehe auch: Index).

Vermögensrente

Die Vermögensrente stellt die Verzinsung des im Betrieb in-
vestierten Eigenkapitals dar; sie errechnet sich aus den Einkünf-
ten aus Land- und Forstwirtschaft abzüglich des Lohnansatzes 
der nicht entlohnten Arbeitskräfte.

Verpachtete Fläche

Entgeltlich und unentgeltlich verpachtete Fläche am Ende des 
Wirtschaftsjahres.

Verschuldungsgrad

Diese Kennzahl gibt an, wie hoch der Anteil des Fremdkapitals 
am Gesamtkapital ist.

  Fremdkapital   
 x 100

Gesamtkapital 

Vertrag von Nizza

Dieser wurde am 26. Februar 2001 unterzeichnet und ist am
1. Februar 2003 in Kraft getreten. Mit diesem Vertrag wurden 
die  Voraussetzungen für die bislang umfassendste Erweiterung 
der EU getroffen.

•  Die Rolle des Europäischen Parlaments als Mitgesetzgeber 
wurde gestärkt, die zukünftige Sitzverteilung zwischen Mit-
gliedstaaten und Beitrittskanditaten wurde geregelt.

•  Beim Rat wurde bei 30 Vertragsbestimmungen das Einstim-
migkeitsprinzip durch eine Beschlussfassung mit qualifi-
zierter Mehrheit erreicht, ab 1. Jänner 2005 wurden die Stim-
men neu gewichtet.

•  Ab 2005 stellt jeder Mitgliedstaat nur mehr ein Kommissi-
onsmitglied, mit Beitritt des 27. Mitgliedstaates wird die Zahl 
der Kommissare begrenzt und ein Rotationssystem einge-
führt.

Vieheinheiten (Bewertungsgesetz § 30 Abs. 7 – 1955)

Vieheinheiten werden nach dem zur Erreichung des Produkti-
onszieles erforderlichen Futterbedarf bestimmt. Im Budgetbe-
gleitgesetz 2001 (Bundesgesetzblatt Nr. 142/2000) wurde der 
Vieheinheitenschlüssel neu geregelt. Er trägt den aktuellen Pro-
duktionszielen und dem dafür erforderlichen Futterbedarf Rech-
nung. Der Schlüssel stellt auf die Verhältnisse der energetischen 
Futterwertmaßstäbe ab. Vieheinheiten werden maßgeblich im 
Bewertungsrecht, beim Feststellen der Einheitswerte, in steuer-
lichen Abgrenzungsfragen zwischen steuerlichen und gewerb-
lichen Tierhaltern angewendet. Die Umrechnung der einzelnen 
Tierarten in Vieheinheiten sind der Texttabelle zu entnehmen. 

Volkseinkommen (Nettowertschöpfung)

Es umfasst alle Leistungsentgelte, die der Wohnbevölkerung 
eines Landes (physische und juristische Personen) in einem 
Zeitraum aus ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zufließen (Löhne 
und Gehälter sowie Einkünfte aus Besitz und Unternehmung). 
Der Beitrag der Land- und Forstwirtschaft zum Volkseinkom-
men (Nettowertschöpfung) resultiert aus ihrem Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten nach Abzug der Ab-
schreibungen. Von der Land- und Forstwirtschaft bezahlte 
Löhne und Gehälter sind Bestandteil des Volkseinkommens.

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

Sie bezweckt eine Zusammenschau der wirtschaftsstatistischen 
Information in einem System von zusammenhängenden Konten 
und Tabellen nach Regeln und Definitionen ähnlich der kauf-
männischen Buchhaltung. Grundsätzlich gehören zur Gesamt-
rechnung vier Sektoren: die privaten Haushalte, die Unterneh-
men, der Staat und das Ausland. Wichtigste Inhalte sind:

•  das Aufkommen der Güter und ihre Verwendung,

•  Entstehung und Verteilung der Einkommen einschließlich 
Umverteilung, Sparen und Investitionen.

Vorleistungen

Die Vorleistungen in der Land- und Forstwirtschaft umfassen 
alle Bezüge der Land- und Forstwirtschaft an Betriebsmitteln 
und Dienstleistungen einschließlich der Rückkäufe von Ver-
arbeitungsrückständen landwirtschaftlicher Produkte (wie z. B. 
Mühlennachprodukte, Molkerei- und Brauereirückstände u. Ä.) 
sowie Importe landwirtschaftlicher Vorprodukte (Saatgut, Zucht- 
und Nutzvieh, Futtermittel).

Waldfläche

Umfasst die gesamte Holzbodenfläche inklusive der Kahlflä-
chen und Blößen, die wieder aufgeforstet werden; auch die 
Windschutzgürtel zählen zur Waldfläche.

Weingärten

Umfassen ertragsfähige und nicht ertragsfähige Rebanlagen.

Weltmarktpreis

Als Weltmarktpreis bezeichnet man die im internationalen Han-
del erzielbaren Preise. Den Weltmarktpreis schlechthin gibt es 
nicht: Er ist ein gedankliches Konstrukt. Ein Marktpreis ist ein 
Preis für eine bestimmte Ware oder Dienstleistung zu einer be-
stimmten Zeit an einem bestimmten Ort. Der Ort kann eine 
kleine Lokalität (ein Marktplatz oder auch ein ganzes Land (z. B. 
bei gesetzlicher Preisregelung), aber nicht die lokal nicht defi-
nierbare „Welt“ sein. Unausgesprochen sind meist große Han-
delsplätze als Warenumschlags- oder Börsenplätze gemeint. 
Charakteristisch ist, dass der auf diesem Handelsplatz (also auf 
dem „Weltmarkt“) erzielbare Preis so gut wie immer unter dem 
Binnenmarktpreis (Inlandspreis) liegt.
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Wirtschaftsbereich

Ein Wirtschaftsbereich umfasst alle örtlichen fachlichen Ein-
heiten (FE), die dieselben oder vergleichbare Produktionstätig-
keiten ausüben. Die Volkswirtschaft lässt sich somit in Wirt-
schaftsbereiche untergliedern. Die Klassifikation dieser Wirt-
schaftsbereiche erfolgt nach der Haupttätigkeit der jeweils zu-
sammengefassten Einheiten. Auf der tiefsten Gliederungsstufe 
umfasst ein Wirtschaftsbereich alle örtlichen FE, die einer (vier-
stelligen) Klasse der NACE Rev. 1 angehören und demnach 
 Tätigkeiten ausüben, die zu der entsprechenden NACE-Position 
gehören.

• Wirtschaftbereich Landwirtschaft: Zusammenfassung aller 
örtlichen FE, die folgende wirtschaftlichen Tätigkeiten aus-
üben:
– Pflanzenbau (einschließlich Erzeugung von Wein aus 

selbst angebauten Trauben)
– Tierhaltung
– Gemischte Landwirtschaft
– Landwirtschaftliche Lohnarbeiten
– Gewerbliche Jagd

•  Wirtschaftbereich Forstwirtschaft: Der in der FGR darge-
stellte forstwirtschaftliche Wirtschaftsbereich entspricht der 
Abteilung 02 „Forstwirtschaft“ der NACE Rev. 1. Diese Ab-
teilung umfasst die beiden Klassen „Forstwirtschaft (ohne 
Erbringung von Dienstleistungen auf der forstwirtschaftlichen 
Erzeugerstufe)“ und „Erbringung von Dienstleistungen auf 
der forstwirtschaftlichen Erzeugerstufe“.

Wirtschaftsjahre

In der EU sind für die wichtigsten Marktordnungen folgende 
Wirtschaftsjahre festgelegt:

•  Getreide und Stärke: 1. Juli bis 30. Juni;
•  Rindfleisch: 1. Juli bis 30. Juni;
•  Milch: 1. Juli bis 30. Juni; für Milchreferenzmengen von

1. April bis 31. März;
•  Flachs und Hanf: 1. Juli bis 30. Juni;
•  Zucker: 1. Juli bis 30. Juni, bezüglich der Produktion vom

1. Oktober bis 30. September;

Bei Obst und Gemüse gibt es je nach Fruchtart unterschied-
liche Wirtschaftsjahre: Äpfel: 1. Juli bis 30. Juni; Birnen: 1. Juni 
bis 31. Mai; Pfirsiche: 1. Mai bis 31. Oktober; Tomaten, Gurken 
und Zucchini: 1. Jänner bis 31. Dezember. 

WTO (World Trade Organisation)

Die WTO wurde am 1. Jänner 1995 gegründet und ist eine 
 Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit, auf die sämt-

liche Funktionen der Vertragsparteien nach dem GATT überge-
hen. Ihre Schaffung zählt zu den wichtigsten Ergebnissen der 
GATT-Uruguay-Runde. Ihr Aufgabenbereich umfasst neben dem 
Handel mit Waren das Allgemeine Abkommen über Dienstlei-
stungen und das Abkommen über handelsbezogene Aspekte 
von Rechten an geistigem Eigentum. Sie bildet den institutio-
nellen Rahmen für die Abwicklung der Handelsbeziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und tritt in Form einer Minister-
konferenz mindestens einmal in zwei Jahren zusammen. Die 
WTO hat 148 Mitglieder. Ihr Sitz ist Genf. 

Zahlungsbilanz

Gegenüberstellung sämtlicher Zahlungseingänge und -aus-
gänge eines Staates gegenüber dem Ausland innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes (gewöhnlich ein Jahr). Entsprechend 
den internationalen Konventionen gliedert sich die Zahlungs-
bilanz in folgende Teilbilanzen: Leistungsbilanz, Vermögensü-
bertragungen, Kapitalbilanz, Statistische Differenz. Die 
Zahlungs bilanz liefert Informationen über internationale Ver-
flechtungen sowie über die konjunkturellen Entwicklungen.

ZAR 

Ist die Zentrale Arbeitsgemeinschaft österreichischer Rinder-
züchter, welche folgende Aufgaben hat: Leistungskontrolle, Ver-
arbeitung der Leistungsdaten, Zuchtwertschätzung, Interessen-
vertretung und Stellungnahme zu Fachthemen der Rinderzucht 
und des bäuerlichen Sektors, Koordination von Forschungstä-
tigkeiten in der Rinderwirtschaft und Beurteilung von Gesetzes-
vorlagen auf Landes-, Bundes- und auf EU-Ebene (Tierschutz, 
Tiergesundheitsdienst und relevante agrarpolitische Entschei-
dungen).

Zinsansatz

Kalkulierte Zinsen für das Eigenkapital; als Kalkulationszinssatz 
werden 3,5 % unabhängig vom tatsächlichen Zinsniveau ange-
setzt.

Zugepachtete Fläche

Entgeltlich und unentgeltlich zugepachtete Fläche am Ende des 
Wirtschaftsjahres.

Zusatzabgabe bei Milch

Siehe: Überschussabgabe.




